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A.  Bekanntmachungen  des  Landkrei-
ses Emsland 

 
89 Sitzung des Kreistages 
 
Am Dienstag, dem 21.03.2017, findet um 15:00 Uhr eine Sitzung 
des Kreistages im Kreishaus I, Sitzungssaal, Ordeniederung 1, 
49716 Meppen, statt. 
 

T a g e s o r d n u n g 
 
I. Öffentliche Sitzung 
 
1. Eröffnung der Sitzung 
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschluss-

fähigkeit 
3. Feststellung der Tagesordnung 
4. Genehmigung des Protokolls über die Sitzung des Kreista-

ges vom 19.12.2016 
5. Nachbesetzung eines Kreistagssitzes 

a) Belehrung und Verpflichtung des Kreistagsabgeordne-
ten Herrn Hermann Borchers 

b) Beschlussfassung über die Vertretung der Vorsitzenden 
des Kreistages 

c) Feststellung der Ausschussvorsitze 
d) Besetzung von Gremien 

a)  Nachbesetzung von Kreistagsausschüssen 
b)  Vertretung des Landkreises in Gesellschaften und 

sonstigen Gremien 
6. Wahl der Mitglieder des Jagdbeirates 
7. Besetzung des Beirates für Menschen mit Behinderungen 

im Landkreis Emsland 
8. Neuwahl der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter des 

Senats für Flurbereinigung (Flurbereinigungsgericht) bei 
dem Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht 

9. Haushaltsplan 2017 einschließlich Investitionsprogramm, 
Stellenplan und Erlass der Haushaltssatzung 2017 sowie 
Festlegung der wesentlichen Produkte einschließlich der 
dazugehörigen Ziele und Kennzahlen 
a) Einbringung des Haushaltsplanentwurfs 2017 
b) Anträge der Kreistagsfraktionen zum Haushalt 2017 

ba) Verzicht auf Erhebung der Jagdsteuer im Land-
kreis Emsland; 

 Anträge der CDU- und der FDP-Kreistagsfraktion 
zum Haushalt 2017 

bb) Übernahme der Schülerbeförderungskosten für 
die Sekundarstufe II; 

 Anträge der SPD- und der FDP-Kreistagsfraktion 
zum Haushalt 2017 

bc) Kreisinitiative zur Verbesserung der Grundwas-
serqualität, Biotopvernetzung und Biodiversität 
sowie zur Förderung der ökologischen Landwirt-
schaft; 

 Antrag der SPD-Kreistagsfraktion zum Haushalt 
2017 

bd) Kultur- und Theaterförderung; 
 Anträge der SPD- und der AfD-Kreistagsfraktion 

zum Haushalt 2017 
be) Sofortige Einstellung und Rückabwicklung der 

Planungsmaßnahmen zum Ausbau der E233  
– Verhängung eines Transitverbots; 

 Antrag der AfD-Kreistagsfraktion zum Haushalt 
2017 

bf)  Förderung der emsländischen Familien durch bei-
tragsfreie Kita- bzw. Krippenplätze und Kindergär-
ten; 

 Antrag der AfD-Kreistagsfraktion zum Haushalt 
2017 

bg)  Einmalige Erhöhung der Förderung für das Pro-
jekt „InduS – Inklusion durch Sport im Emsland“ 
des Kreissportbundes; 

 Antrag der AfD-Kreistagsfraktion zum Haushalt 
2017 

bh)  Maßnahmenkatalog zur Bewältigung neuer 
"Flüchtlings- bzw. Migrationswellen"; 

 Antrag der AfD-Kreistagsfraktion zum Haushalt 
2017 

bi)  Förderung der Gründung von mittelständischen 
Unternehmen durch Migrantinnen und Migranten; 

 Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen zum Haushalt 2017 

bj)  Errichtung einer Leichtathletikhalle am Gymna-
sium Papenburg; 

 Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen zum Haushalt 2017 

bk)  Naturschutz – Ankauf von besonders schützens-
werten Flächen; 

 Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen zum Haushalt 2017 

bl)  Förderung zum Erhalt leerstehender Immobilien; 
 Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen zum Haushalt 2017 
c) Beschlussfassung über den Haushalt 2017 

10. Regelung der Zusammenarbeit innerhalb der Interessenge-
meinschaft Emsradweg 

11. Änderung der Richtlinien zur Förderung von Jugendgrup-
pen und anerkannten Jugendgemeinschaften im Landkreis 
Emsland 

12. Unterrichtung über eine außerplanmäßige Aufwendung/ 
Auszahlung im Haushaltsjahr 2016 

13. Bericht des Landrats über wichtige Angelegenheiten 
14. Anfragen und Anregungen 
15. Schließung der öffentlichen Sitzung 
 
Im Anschluss an die öffentliche Kreistagssitzung (voraussichtlich 
gegen 17:30 Uhr) findet bei Bedarf eine Einwohnerfragestunde 
statt. Jede Einwohnerin und jeder Einwohner des Landkreises 
kann Fragen zu Angelegenheiten des Landkreises stellen. Eine 
Diskussion findet nicht statt. 
 
 Meppen, 09.03.2017 
 

LANDKREIS EMSLAND 
 
Winter 
Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
90 Sitzung des Betriebsausschusses des Ab-

fallwirtschaftsbetriebes Landkreis Emsland 
 
Am Mittwoch, dem 22.03.2017, findet um 13:00 Uhr eine Sitzung 
des Betriebsausschusses des Abfallwirtschaftsbetriebes Land-
kreis Emsland im Kreishaus I, Sitzungszimmer 1, Ordeniede- 
rung 1, 49716 Meppen, statt. 
 

Bitte den Sitzungsbeginn um 13:00 Uhr beachten! 
 

T a g e s o r d n u n g 
 
I.  Öffentliche Sitzung 
 
1. Eröffnung der Sitzung 
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschluss-

fähigkeit 
3. Feststellung der Tagesordnung 
4. Genehmigung des Protokolls über die Sitzung des Betriebs-

ausschusses des Abfallwirtschaftsbetriebes Landkreis 
Emsland vom 07.12.2016 

5. Geplante Maßnahmen gegen überfüllte und falsch befüllte 
Restabfallbehälter und Biotonnen 

6. Abfallbilanz 2016 
7. Bericht über wichtige Angelegenheiten 
8. Anfragen und Anregungen 
9. Schließung der öffentlichen Sitzung 
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II.  Nichtöffentliche Sitzung 
 
Gegen voraussichtlich 13:30 Uhr findet bei Bedarf eine Einwoh-
nerfragestunde statt. Jede Einwohnerin und jeder Einwohner des 
Landkreises kann Fragen zu Angelegenheiten des Abfallwirt-
schaftsbetriebes stellen. Eine Diskussion findet nicht statt. 
 
 Meppen, 09.03.2017 
 

LANDKREIS EMSLAND 
 
Winter 
Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
91 Sitzung des Ausschusses für Umwelt und 

Natur 
 
Am Donnerstag, dem 23.03.2017, findet um 15:00 Uhr eine  
Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Natur im Kreishaus I, 
Sitzungszimmer 1, Ordeniederung 1, 49716 Meppen, statt. 
 

T a g e s o r d n u n g 
 
I.  Öffentliche Sitzung 
 
1.  Eröffnung der Sitzung 
2.  Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschluss-

fähigkeit 
3.  Feststellung der Tagesordnung 
4.  Genehmigung des Protokolls über die Sitzung des Aus-

schusses für Umwelt und Natur vom 13.12.2016 
5.  Hot-Spot-Projekt der Biologischen Vielfalt;  
 Sachstandsbericht 
6.  Verordnung zur Änderung der Verordnung vom 03.02.1969 

zum Schutze von Landschaftsteilen im Landkreis Emsland 
– Landschaftsschutzgebiet "Schlossanlage Clemenswerth"; 
Änderung des Geltungsbereiches 

7.  Jagd auf die Nutria in den Landschafts- und Naturschutzge-
bieten an Ems und Hase;  

 Antrag der CDU-Kreistagsfraktion Emsland vom 24.02.2017 
8.  Kreisinitiative für Verbesserung der Grundwasserqualität; 

Biotopvernetzung und Biodiversität sowie zur Förderung der 
ökologischen Landwirtschaft;  

 Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 03.03.2017 
9.  Bericht über wichtige Angelegenheiten 
10.  Anfragen und Anregungen 
11.  Schließung der Sitzung 
 
Gegen voraussichtlich 16:00 Uhr findet bei Bedarf eine Einwoh-
nerfragestunde statt. Jede Einwohnerin und jeder Einwohner des 
Landkreises kann Fragen zu Angelegenheiten des Landkreises 
stellen. Eine Diskussion findet nicht statt. 
 
 Meppen, 09.03.2017 
 

LANDKREIS EMSLAND 
 
Winter 
Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

92 Bekanntmachung; Bundestagswahl am  
24. September 2017 

 
I. 

Wahlkreis 
 
Der Wahlkreis 31 Mittelems umfasst folgendes Wahlgebiet: 
 
a) vom Landkreis Emsland 
 

die Gemeinden:   Emsbüren, Geeste, Stadt Haselünne, 
Stadt Lingen (Ems), Stadt Meppen, 
Salzbergen; 

die Samtgemeinden:  Freren, Herzlake, Lengerich, Spelle; 
 
b) den Landkreis Grafschaft Bentheim. 
 

II. 
Kreiswahlleiter 

 
Die Niedersächsische Landeswahlleiterin hat zum Kreiswahlleiter 
Erster Kreisrat Martin Gerenkamp und zum stellvertretenden 
Kreiswahlleiter Kreisrat Marc-André Burgdorf berufen. 
 

III. 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

 
Gemäß § 32 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (BWO) i. d. F. vom 
19.04.2002 (BGBl. I S. 1376), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 13.05.2013 (BGBl. I S. 1255), fordere ich hiermit 
dazu auf, Wahlvorschläge für die Bundestagswahl am 24.09.2017 
frühzeitig einzureichen. Die Kreiswahlvorschläge für den Wahl-
kreis 31 Mittelems sind bei mir, Ordeniederung 1, 49716 Meppen 
(Kreishaus I), die Landeswahlvorschläge bei der Niedersächsi-
schen Landeswahlleiterin, Postanschrift: Lavesallee 6, 30169 Han-
nover, Dienstgebäude: Clemensstraße 17, 30169 Hannover, ein-
zureichen. Die Einreichungsfrist endet am 
 

Montag, dem 17.07.2017, um 18.00 Uhr. 
 
Kreiswahlvorschläge können von Parteien und Wahlberechtigten, 
Landeslisten nur von Parteien eingereicht werden. Nach § 18  
Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes (BWG) i. d. F. vom 23.07.1993 
(BGBl. I S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 03.05.2016 (BGBl. I S. 1062), können Parteien, die im 
Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht 
aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindes-
tens fünf Abgeordneten vertreten waren, als solche einen Wahl-
vorschlag nur einreichen, wenn sie spätestens am  
 

Montag, dem 19.06.2017, 
 
dem Bundeswahlleiter, Statistisches Bundesamt, 65180 Wiesba-
den, ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und 
der Bundeswahlausschuss ihre Parteieneigenschaft festgestellt 
hat. In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die 
Partei an der Wahl beteiligen will. Die Anzeige muss von mindes-
tens drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, darunter die oder der 
Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei  
keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten 
Parteiorganisation an die Stelle des Bundesvorstandes. Die 
schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Partei so-
wie ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung des Vor-
standes sind der Anzeige beizufügen.  
 
Kreiswahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage  
13 BWO eingereicht werden. Ein Kreiswahlvorschlag muss ent-
halten (§ 34 Abs. 1 Satz 2 BWO): 
 
– Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, 

Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) der Bewerberin  
oder des Bewerbers, 
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– den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen Kreis-
wahlvorschlägen deren Kennwort (§ 20 Abs. 4 BWG). 

 
Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson 
enthalten (§ 34 Abs. 1 Satz 3 BWO). 
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von mindestens drei 
Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes, darunter die 
oder der Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsit-
zende, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine 
Partei im Land Niedersachsen keinen Landesverband oder keine 
einheitliche Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvor-
schläge von den Vorständen der nächstniedrigen Gebietsver-
bände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein.  
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im Deutschen Bundestag 
oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund  
eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Ab-
geordneten vertreten waren (§ 18 Abs. 2 BWG) müssen außer-
dem von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Kreiswahlvor-
schläge, die nicht von Parteien eingereicht werden, müssen eben-
falls von 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein. Kreiswahlvorschläge von Par-
teien dürfen erst nach Aufstellung der Bewerberin oder des Be-
werbers durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. 
Die Wahlberechtigung der Unterzeichnerinnen oder Unterzeich-
ner muss im Zeitpunkt der Unterschriftenleistung gegeben sein  
(§ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG) und ist bei der Einreichung des Kreis-
wahlvorschlags nachzuweisen. Die Unterschriften sind auf amt-
lichen Formblättern zu erbringen, die für den Wahlkreis 31 Mit-
telems bei mir angefordert werden können. Bei der Anforderung 
sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) der 
vorzuschlagenden Bewerberin oder des vorzuschlagenden Be-
werbers sowie die Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschla-
ges anzugeben, bei Parteien deren Name und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahl-
vorschlägen deren Kennwort. Die Parteien haben ferner die Auf-
stellung der Bewerberin oder des Bewerbers in einer Mitglieder- 
oder Vertreterversammlung nach § 21 BWG zu bestätigen. 
 
Gemäß § 34 Abs. 5 BWO sind dem Kreiswahlvorschlag folgende 
Unterlagen beizufügen: 
 
1. die Erklärung der vorgeschlagenen Bewerberin oder des vor-

geschlagenen Bewerbers, dass sie oder er der Aufstellung zu-
stimmt und für keinen anderen Wahlkreis eine Zustimmung 
zur Benennung als Bewerberin oder Bewerber gegeben hat 
(Anlage 15 BWO), 

 
2. eine Bescheinigung der zuständigen Gemeinde, dass die vor-

geschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber 
wählbar ist (Anlage 16 BWO), 

 
3. bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien 
 

a) eine Ausfertigung der Niederschrift über die Beschluss-
fassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der 
der Bewerber aufgestellt worden ist, im Falle eines Ein-
spruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine Ausfertigung 
der Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, mit 
der nach § 21 Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen Ver-
sicherung an Eides statt (Anlagen 17 und 18 BWO), 

 
b) eine Versicherung an Eides statt der vorgeschlagenen 

Bewerberin oder des vorgeschlagenen Bewerbers, dass 
sie oder er nicht Mitglied einer anderen als der den Wahl-
vorschlag einreichenden Partei ist (Anlage 15 BWO), 

 
 
 
 

4. die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst 
Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner (Anlage 14 BWO), sofern der Kreiswahl-
vorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahl-
kreises unterzeichnet sein muss. 

 
Hinsichtlich des Inhalts und der Form der Kreiswahlvorschläge 
weise ich im Übrigen auf die §§ 20 ff. BWG und § 34 BWO hin. 
Die für die Einreichung der Kreiswahlvorschläge erforderlichen 
Vordrucke sind bei mir erhältlich.  
 
Die Landesliste soll nach dem Muster der Anlage 20 BWO einge-
reicht werden. Sie muss enthalten (§ 39 Abs. 1 Satz 2 BWO): 
 
– den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine 

Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, 
 
– Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, 

Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) der Bewerberinnen 
und Bewerber. 

 
Die Landesliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrau-
ensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten 
(§ 39 Abs. 1 Satz 3 BWO). 
 
Die Namen der Bewerberinnen und Bewerber müssen in erkenn-
barer Reihenfolge aufgeführt sein (§ 27 Abs. 3 BWG). 
 
Eine Bewerberin oder ein Bewerber kann nur in einem Land und 
hier nur in einer Landesliste vorgeschlagen werden. In einer Lan-
desliste kann nur benannt werden, wer seine Zustimmung dazu 
schriftlich erklärt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich (§ 27  
Abs. 4 BWG). 
 
Als Bewerberin oder Bewerber einer Partei kann in einer Landes-
liste nur benannt werden, wer wählbar ist (vgl. § 15 BWG), nicht 
Mitglied in einer anderen Partei als der die Landesliste einreichen-
den Partei ist und in einer Versammlung der zum Deutschen Bun-
destag wahlberechtigten Mitglieder der Partei im Land oder in ei-
ner besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung in gehei-
mer Abstimmung hierzu gewählt worden ist. Auf die nach § 27 
Abs. 5 BWG entsprechend anzuwendenden Bestimmungen des  
§ 21 Abs. 1, 3, 5 und 6 BWG wird besonders hingewiesen. Wer 
sich als Bewerberin oder Bewerber für eine Wahl aufstellen lässt, 
obwohl sie oder er nicht wählbar ist, macht sich nach § 107 b  
Abs. 1 Nr. 4 StGB strafbar. 
 
Die Landesliste muss von mindestens drei Mitgliedern des Vor-
standes des Landesverbandes der Partei, darunter die oder der 
Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende, per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei im 
Land keinen Landesverband oder keine einheitliche Landesorga-
nisation, so muss die Landesliste von den Vorständen der nächst-
niedrigen Gebietsverbände, die im Bereich des Landes liegen, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
 
Landeslisten von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in 
einem Landtag seit deren letzten Wahl nicht aufgrund eigener 
Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordne-
ten vertreten waren (§ 18 Abs. 2 BWG) müssen außerdem von 
2.000 im Land Niedersachsen Wahlberechtigten persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung der Un-
terzeichnerinnen oder Unterzeichner muss im Zeitpunkt der Un-
terschriftenleistung gegeben sein und ist bei der Einreichung der 
Landesliste nachzuweisen (§ 27 Abs. 1 Satz 2 BWG). Landes- 
listen dürfen erst nach Aufstellung der Bewerberinnen und Bewer-
ber durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeich-
net werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. Die Un-
terschriften sind auf amtlichen Formblättern zu erbringen, die bei 
der Niedersächsischen Landeswahlleiterin angefordert werden 
können. Bei der Anforderung dieser Formblätter ist der Name der 
Partei, die die Landesliste einreichen will, und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese anzugeben. Außerdem 
ist die Aufstellung der Landesliste in einer Mitglieder- oder Vertre-
terversammlung nach § 27 Abs. 5 i. V. m. § 21 BWG zu bestätigen. 
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Der Landesliste sind gemäß § 39 Abs. 4 BWO folgende Unterla-
gen beizufügen: 
 
1. die Erklärungen der vorgeschlagenen Bewerberinnen und Be-

werber, dass sie ihrer Aufstellung zustimmen und für keine 
andere Landesliste ihre Zustimmung zur Benennung als Be-
werberin oder Bewerber gegeben haben, sowie eine Versi-
cherung an Eides statt gegenüber der Landeswahlleiterin, 
dass sie nicht Mitglied einer anderen als der den Wahlvor-
schlag einreichenden Partei sind (Anlage 22 BWO), 

 
2. die Bescheinigungen der zuständigen Gemeinden, dass die 

vorgeschlagenen Bewerberinnen und Bewerber wählbar sind 
(Anlage 16 BWO), 

 
3. eine Ausfertigung der Niederschrift über die Beschlussfas-

sung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der die 
Bewerberinnen und Bewerber aufgestellt worden sind und 
ihre Reihenfolge auf der Landesliste festgelegt worden ist, mit 
den nach § 21 Abs. 6 BWG vorgeschriebenen Versicherungen 
an Eides statt, wobei sich die Versicherung an Eides statt 
auch darauf zu erstrecken hat, dass die Festlegung der Rei-
henfolge der Bewerberinnen und Bewerber in der Landesliste 
in geheimer Abstimmung erfolgt ist (Anlagen 23 und 24 BWO), 

 
4. die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst 

Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichnerinnen  
oder Unterzeichner (Anlage 21 BWO), sofern die Landesliste 
von mindestens 2.000 Wahlberechtigten unterzeichnet sein 
muss. 

 
Hinsichtlich des Inhalts und der Form der Landesliste weise ich im 
Übrigen auf § 27 BWG und § 39 BWO hin. Die für die Einreichung 
der Landesliste erforderlichen Vordrucke sind bei der Niedersäch-
sischen Landeswahlleiterin erhältlich. Mit Ausnahme der Form-
blätter für die Unterstützungsunterschriften (Anlage 21 BWO) wer-
den die Vordrucke auch als ausfüllbare PDF-Dateien im Internet 
unter 
 

http://www.landeswahlleiterin.niedersachsen.de 
 
dort unter „Bundestagswahl“ zur Verfügung gestellt. 
 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass die im Wahlverfahren vor-
gegebenen Fristen nur gewahrt sind, wenn die einzureichenden 
Unterlagen in Schriftform rechtzeitig vorgelegt werden. Die Schrift-
form ist nur gewahrt, wenn die einzureichenden Unterlagen per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sind und beim zuständi-
gen Wahlorgan im Original vorliegen. Eine Möglichkeit, Kopien, 
Faxe oder sonst elektronisch übermittelte Anlagen und Unter-
schriften zu akzeptieren, besteht nicht.  
 
 Meppen, 01.03.2017 
 
Der Kreiswahlleiter 
des Wahlkreises 31 Mittelems 
gez. Gerenkamp  
 

-------------------------------------------------- 
 
 
93 Bekanntmachung; Sitzübergang im Kreis-

tag des Landkreises Emsland 
 
Herr Heinz-Joachim Schmitz, Neudörpen, der aufgrund des Kreis-
wahlvorschlages der Christlich Demokratischen Union Deutsch-
lands in Niedersachsen (CDU) im Wahlbereich 2 gemäß § 36  
Abs. 5 des Nieders. Kommunalwahlgesetzes (Personenwahl) 
zum Kreistagsabgeordneten des Landkreises Emsland gewählt 
worden war, ist am 11.02.2017 verstorben.  
 
 
 
 
 

Aufgrund des § 44 des Nieders. Kommunalwahlgesetzes habe ich 
festgestellt, dass der Sitz im Kreistag des Landkreises Emsland 
auf 
 

Herrn Hermann Borchers,  
Hauptstraße 5, 26892 Kluse-Ahlen 

 

als erste Ersatzperson nach § 38 Abs. 2 des Nieders. Kommunal-
wahlgesetzes (Personenwahl) des Wahlvorschlages der CDU im 
Wahlbereich 2 übergegangen ist. 
 
 Meppen, 01.03.2017 
 
DER KREISWAHLLEITER  
des Landkreises Emsland 
Gerenkamp 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
94 Bekanntmachung des Ergebnisses der all-

gemeinen Vorprüfung gem. § 3 a S. 2 HS. 2 
des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG); Agrowea GmbH &  
Co. KG, Gaußstr. 2, 49767 Twist 

 
Die Agrowea GmbH & Co. KG, Gaußstr. 2, 49767 Twist, hat bei 
mir die Erteilung einer Erlaubnis i. S. v. § 10 WHG Grundwasser-
entnahme in einer Gesamtmenge von bis zu 228.480 m³ zum 
Zweck der Grundwasserabsenkung und Einleitung des geförder-
ten Wassers in angrenzende Gewässer beim Bau von drei Wind-
energieanlagen (WEA 14, 16 u. 17) im Windpark Freren-Bardel 
beantragt.  
 
Gemäß § 3 c UVPG i. V. m. Anlage 1 Nr. 13.3.2 des UVPG ist eine 
allgemeine Vorprüfung des Vorhabens durchgeführt worden. Hier-
bei ist festgestellt worden, dass für dieses Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbst-
ständig anfechtbar ist, § 3 a Satz 3 UVPG. 
 
 Meppen, 01.03.2017 
 
LANDKREIS EMSLAND 
Der Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
95 Bekanntmachung des Ergebnisses der all-

gemeinen Vorprüfung gem. § 3 a S. 2 HS. 2 
des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG); Open Grid Europe 
GmbH, Bamlerstraße 1b, 45141 Essen 

 
Die Open Grid Europe GmbH, Bamlerstraße 1b, 45141 Essen, hat 
bei mir die Erteilung einer Erlaubnis i. S. v. § 10 WHG Grundwas-
serentnahme in einer Gesamtmenge von bis zu 171.000 m³ zum 
Zweck der Grundwasserabsenkung und Einleitung des geförder-
ten Wassers in die Regenwasserkanalisation in Emsbüren bean-
tragt. 
 
Gemäß § 3 c UVPG i. V. m. Anlage 1 Nr. 13.3.2 des UVPG ist eine 
allgemeine Vorprüfung des Vorhabens durchgeführt worden. Hier-
bei ist festgestellt worden, dass für dieses Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbst-
ständig anfechtbar ist, § 3 a Satz 3 UVPG. 
 
 Meppen, 03.03.2017 
 
LANDKREIS EMSLAND 
Der Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
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96 Bekanntmachung des Ergebnisses der all-
gemeinen Vorprüfung gem. § 3 a S. 2 HS. 2 
des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG); Raiffeisenwindpark 
Lünne Verwaltungs- u. Beteiligungsgesell-
schaft mbH, Lingener Str. 20, 48480 Lünne 

 
Die Raiffeisenwindpark Lünne Verwaltungs- u. Beteiligungsgesell-
schaft mbH, Lingener Str. 20, 48480 Lünne, hat bei mir die Ertei-
lung einer Erlaubnis i. S. v. § 10 WHG Grundwasserentnahme in 
einer Gesamtmenge von bis zu 542.976 m³ zum Zweck der 
Grundwasserabsenkung und Einleitung des geförderten Wassers 
in angrenzende Gewässer beim Bau von sieben Windenergiean-
lagen (WEA 4-8, 13 u. 15) im Windpark Freren-Bardel beantragt.  
 
Gemäß § 3 c UVPG i. V. m. Anlage 1 Nr. 13.3.2 des UVPG ist eine 
allgemeine Vorprüfung des Vorhabens durchgeführt worden. Hier-
bei ist festgestellt worden, dass für dieses Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbst-
ständig anfechtbar ist, § 3 a Satz 3 UVPG. 
 
 Meppen, 07.03.2017 
 
LANDKREIS EMSLAND 
Der Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
97 Änderung der Bekanntmachung einer An-

lage nach dem Bundes-Immissionsschutz-
gesetz; Stephanie Meiners-Funke, Spahn-
harrenstätte 

 
Der für den 16.03.2017 um 10.00 Uhr geplante Erörterungstermin 
in der Angelegenheit Stephanie Meiners-Funke, Rastdorfer 
Straße 1, 49751 Spahnharrenstätte, (Errichtung und Betrieb eines 
Legehennenstalls mit 16.473 Plätzen in Bodenhaltung, Errichtung 
von 2 Futtersilos (je 20 t), Erweiterung eines Freiland-Legehen-
nenstalls um 5.860 auf insgesamt 9.160 Plätze, Änderung der Hal-
tungsform in den Ställen 1 und 2 von jeweils 17.280 und 12.600 
Plätzen in Kleingruppenhaltung auf dann jeweils 15.350 und 
10.303 Plätzen in Bodenhaltung, Erhöhung der Abluftkamine in 
den Ställen 1, 2 und 4 auf je 10 m Ableithöhe) findet nicht statt. 
 
 Meppen, 08.03.2017 
 
LANDKREIS EMSLAND 
Der Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
98 Bekanntmachung des Ergebnisses der Vor-

prüfung nach dem Niedersächsischen Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (NUVPG); Bernhard Sanders, Rastdorf 

 
Herr Bernhard Sanders, Nordstraße 19, 26901 Rastdorf, hat bei 
mir die Erteilung einer Bodenabbaugenehmigung gemäß §§ 8 ff. 
des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnatur-
schutzgesetz (NAGBNatSchG) für den Abbau von Sand auf den 
Grundstücken der Gemarkung Rastdorf, Flur 2, Flurstücke 8 und 
9 (tlw.) zur Gesamtgröße von ca. 8,18 ha beantragt. 
 
Gemäß § 5 NUVPG i. V. m. Anlage 1, Ziffer 1 Buchstabe c und 
der Anlage 2 zum NUVPG wurde für das Abbauvorhaben eine 
standortbezogene Vorprüfung durchgeführt. Hierbei wurde festge-
stellt, dass für dieses Abbauvorhaben die Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbst-
ständig anfechtbar ist. 
 
 Meppen, 09.03.2017 
 
LANDKREIS EMSLAND 
Der Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
99 Bekanntmachung einer Anlage nach dem 

Bundes-Immissionsschutzgesetz; Wind-
park Andrup GmbH, Haselünne 

 
Die Windpark Andrup GmbH, Mittelkamp 3, 49740 Haselünne, be-
antragt nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) die 
Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb von drei Wind-
kraftanlagen des Typs Enercon E-115 mit einer Nabenhöhe von 
149,0 m, einer Gesamthöhe von 206,86 m, einem Rotordurch-
messer von 115,71 m und einer Leistung von jeweils 3,0 MW auf 
den Grundstücken Flur 15, Flurstücke 22 und 23 der Gemarkung 
Andrup, Flur 6, Flurstück 25/1 der Gemarkung Lage sowie Flur 18, 
Flurstück 5 der Gemarkung Dohren. 
 
Die geplanten Anlagen sollen im Herbst 2017 in Betrieb genom-
men werden. 
 
Dieses oben angegebene Vorhaben wird hiermit gemäß § 10  
Abs. 3 BImSchG in Verbindung mit § 27a Verwaltungsverfahrens-
gesetz (VwVfG) im amtlichen Veröffentlichungsblatt, in der örtli-
chen Tageszeitung sowie im Internet unter www.emsland.de  
öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die Antragsunterlagen für diese Anlagen liegen beim Land- 
kreis Emsland, Ordeniederung 1, 49716 Meppen (Fachbereich 
Hochbau, Zi. B 520a), bei der Stadt Haselünne, Rathausplatz 1, 
49740 Haselünne (Zimmer 31), sowie bei der Samtgemeinde 
Herzlake, Neuer Markt 4, 49770 Herzlake (Zimmer 19), in der Zeit 
vom 23.03.2017 bis 24.04.2017 während der Dienststunden öf-
fentlich zur Einsicht aus. Die Antragsunterlagen sind zudem im 
selben Zeitraum im Internet unter www.emsland.de einzusehen. 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können schriftlich 
beim Landkreis Emsland, der Stadt Haselünne oder der Samtge-
meinde Herzlake unter obigen Anschriften geltend gemacht wer-
den.  
 
Die Einwendungen werden dem Antragsteller bekannt gegeben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Namen und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. 
 
Die bis zum 02.05.2017 erhobenen Einwendungen werden am 
18.05.2017 ab 10.00 Uhr im Sitzungssaal (I. OG) des Kreishauses 
in 49716 Meppen, Ordeniederung 1, erörtert. Sollte die Erörterung 
am 18.05.2017 nicht abgeschlossen werden können, wird sie an 
den darauf folgenden Werktagen (nicht samstags) zur gleichen 
Zeit am selben Ort fortgesetzt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die erhobenen Einwendungen 
auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, erörtert werden. Sollte der Erörte-
rungstermin trotz vorliegender Einwendungen nicht stattfinden, 
wird dies rechtzeitig öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die nach dem 02.05.2017 eingehenden Einwendungen werden 
bei der Entscheidung über den vorliegenden Antrag berücksich-
tigt. 
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Die Zustellung der Entscheidung kann durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden. 
 
 Meppen, 09.03.2017 
 
LANDKREIS EMSLAND 
Der Landrat 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

B. Bekanntmachungen der Städte, Ge-
meinden und Samtgemeinden 

 
100 Satzung über die Aufwands- und Verdienst-

ausfallentschädigung der Ratsmitglieder, 
der nicht dem Rat angehörenden Mitglieder 
von Ratsausschüssen sowie der sonstigen 
ehrenamtlich tätigen Personen der Ge-
meinde Andervenne 

 
Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54 und 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26.10.2016 (Nds. GVBl. S. 226), hat der Rat der Gemeinde 
Andervenne am 20.02.2017 folgende Satzung beschlossen: 
 

§1 
Allgemeines 

 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied und eine sonstige ehrenamtliche 

Tätigkeit für die Gemeinde Andervenne wird grundsätzlich un-
entgeltlich geleistet. Anspruch auf Aufwandsentschädigung, 
Auslagenersatz, einschließlich der Aufwendungen für eine 
Kinderbetreuung sowie Erstattung von Verdienstausfall und 
den Pauschalstundensatz besteht – soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist – nur im Rahmen dieser Satzung. 

 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für ei-

nen vollen Monat im Voraus gezahlt, auch dann, wenn der/die 
Empfänger(in) das Amt nur für einen Teil des Monats innehat. 
Führt der/die Empfänger(in) einer Aufwandsentschädigung 
seine/ihre Dienstgeschäfte ununterbrochen – den Erholungs-
urlaub nicht eingerechnet – länger als drei Monate nicht, so 
ermäßigt sich die Aufwandsentschädigung für die über drei 
Monate hinausgehende Zeit auf die Hälfte. Vom gleichen Zeit-
punkt an erhält der/die die Geschäfte führende Vertreter(in) 
75 % der Aufwandsentschädigung des/der Vertretenen. Ruht 
das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt. 

 
§ 2 

Aufwandsentschädigung für Ratsmitglieder 
                                                       
(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine monatliche Aufwandsent-

schädigung von 25 €. Sofern nachweislich Aufwendungen für 
eine Kinderbetreuung entstehen, erhöht sich die Aufwands-
entschädigung auf 30 €. 

 
(2) Die Aufwandsentschädigung tritt neben den Ersatz des Ver-

dienstausfalls und den Pauschalstundensatz; sie umfasst den 
Ersatz der notwendigen Auslagen einschließlich der Aufwen-
dungen für eine Kinderbetreuung mit Ausnahme der Reise-
kosten- und Fahrtkostenpauschale nach § 5 dieser Satzung. 

 
§ 3 

Zusätzliche Aufwandsentschädigung  
für den/die Bürgermeister(in)  

und seine(n)/ihre(n) Vertreter(in) 
 
Neben der Aufwandsentschädigung aus § 2 dieser Satzung wer-
den monatlich folgende zusätzliche Aufwandsentschädigungen 
gezahlt: 
 

a) an den/die Bürgermeister(in)  450 € 
b) an den/die erste(n) stellv. Bürgermeister(in)  50 € 
c) an den/die zweite(n) stellv. Bürgermeister(in)   30 € 

 
 Sofern nachweislich Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 

entstehen, erhöht sich die Aufwandsentschädigung für  
 

a) den/die Bürgermeister(in) auf 455 € 
b) den/die erste(n) stellv. Bürgermeister(in) auf 55 € 
c) den/die zweite(n) stellv. Bürgermeister(in) auf 35 € 

 
§ 4 

Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder von Ratsausschüssen 
 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen er-
halten ein Sitzungsgeld in Höhe von 20 € je Sitzung. Sofern nach-
weislich Aufwendungen für eine Kinderbetreuung entstehen, er-
höht sich das Sitzungsgeld auf 25 €. 
 

§ 5 
Reisekosten- und Fahrtkostenpauschale 

 
(1) Bei einer auf Anordnung des Rates oder eines Ausschusses 

der Gemeinde von einem Ratsmitglied oder einer sonstigen 
ehrenamtlich tätigen Person außerhalb des Gemeindegebie-
tes durchgeführten Dienstreise erhält diese(s) Reisekosten 
und Fahrtkosten nach den Sätzen des Bundesreisekostenge-
setzes. 

 
(2) Der/die Bürgermeister(in) erhält für Fahrten mit einem priva-

ten Kraftfahrzeug innerhalb des Landkreises Emsland als 
Fahrtkostenersatz eine Pauschale von jährlich 500 €. 

 
§ 6 

Verdienstausfall, Pauschalstundensatz 
 
(1) Die Mitglieder des Rates und ehrenamtlich tätige Personen 

erhalten Ersatz ihres Verdienstausfalles. Der Ersatz des Ver-
dienstausfalles wird für jede angefangene Stunde der regel-
mäßigen Arbeitszeit berechnet. 

 
(2) Unselbständig Tätigen wird auf Antrag der entstandene und 

nachgewiesene Verdienstausfall bis zur Höhe von 15 € je 
Stunde ersetzt (höchstens für 8 Stunden täglich). 

 
(3) Selbständig Tätigen wird auf Antrag eine Verdienstausfallpau-

schale je Stunde gewährt, die im Einzelfall auf der Grundlage 
des glaubhaft gemachten Einkommens berechnet wird. Der 
Höchstbetrag wird auf 15 € je Stunde (bis zu 8 Stunden je Tag) 
festgesetzt. 

 
(4) Ratsfrauen und Ratsherren die einen Haushalt mit zwei oder 

mehreren Personen führen und keinen Verdienstausfall gel-
tend machen können, haben Anspruch auf Zahlung eines 
Pauschalstundensatzes in Höhe von 15 € je Stunde, wenn 
durch die Ratstätigkeit im Bereich der Haushaltsführung ein 
Nachteil entsteht, der nur durch das Nachholen versäumter 
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgegli-
chen werden kann. Der Pauschalstundensatz wird auf Antrag 
je Stunde (bis zu 8 Stunden je Tag) gewährt. 

 
(5) Personen, die keine Ersatzansprüche nach Absatz 2, 3 und 4 

geltend machen können, denen aber im beruflichen Bereich 
ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachho-
len versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfs-
kraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag einen 
Pauschalstundensatz in Höhe von 15 € (höchstens für 8 Stun-
den täglich). 

 
§ 7 

Auslagen 
 
(1) Die für die Gemeinde Andervenne ehrenamtlich tätigen Per-

sonen haben Anspruch auf Ersatz ihrer nachgewiesenen Aus-
lagen, einschließlich der Aufwendungen für eine Kinderbe-
treuung, soweit dies durch Gesetz oder diese Satzung nicht 
ausgeschlossen ist. 
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§ 8 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschädigung der Rats-

mitglieder, der nicht dem Rat angehörenden Mitglieder von 
Ratsausschüssen sowie der sonstigen ehrenamtlich tätigen 
Personen der Gemeinde Andervenne vom 02.04.2012 außer 
Kraft. 

 
 Andervenne, 20.02.2017 
 

GEMEINDE ANDERVENNE 
 
Schröder 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
101 Satzung über Aufwands- und Verdienstaus-

fallentschädigung für Ratsmitglieder und 
sonstige ehrenamtlich tätige Personen der 
Gemeinde Beesten 

 
Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54 und 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26.10.2016 (Nds. GVBl. S. 226), hat der Rat der Gemeinde 
Beesten am 20.02.2017 folgende Satzung beschlossen: 
 

§1 
Allgemeines 

 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied und eine sonstige ehrenamtliche 

Tätigkeit für die Gemeinde Beesten wird grundsätzlich unent-
geltlich geleistet. Anspruch auf Aufwandsentschädigung, Aus-
lagenersatz, einschließlich der Aufwendungen für eine Kin-
derbetreuung sowie Erstattung von Verdienstausfall und den 
Pauschalstundensatz besteht – soweit gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist – nur im Rahmen dieser Satzung. 

 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für ei-

nen vollen Monat im Voraus gezahlt, auch dann, wenn der/die 
Empfänger(in) das Amt nur für einen Teil des Monats innehat. 
Führt der/die Empfänger(in) einer Aufwandsentschädigung 
seine/ihre Dienstgeschäfte ununterbrochen – den Erholungs-
urlaub nicht eingerechnet – länger als drei Monate nicht, so 
ermäßigt sich die Aufwandsentschädigung für die über drei 
Monate hinausgehende Zeit auf die Hälfte. Vom gleichen Zeit-
punkt an erhält der/die die Geschäfte führende Vertreter(in) 
75 % der Aufwandsentschädigung des/der Vertretenen. Ruht 
das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt. 

 
§ 2 

Aufwandsentschädigung für Ratsmitglieder 
 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine monatliche Aufwandsent-

schädigung von 20 €. Sofern nachweislich Aufwendungen für 
eine Kinderbetreuung entstehen, erhöht sich die Aufwands-
entschädigung auf 25 €. 

 
(2) Die Aufwandsentschädigung tritt neben den Ersatz des Ver-

dienstausfalls und den Pauschalstundensatz; sie umfasst den 
Ersatz der notwendigen Auslagen einschließlich der Aufwen-
dungen für eine Kinderbetreuung mit Ausnahme der Reise-
kosten- und Fahrtkostenpauschale nach § 5 dieser Satzung. 

 
§ 3 

Zusätzliche Aufwandsentschädigung 
für den/die Bürgermeister(in) 

und seine(n)/ihre(n) Vertreter(in) 
 
Neben der Aufwandsentschädigung aus § 2 dieser Satzung wer-
den monatlich folgende zusätzliche Aufwandsentschädigungen 
gezahlt: 

a) an den/die Bürgermeister(in) 600 € 
b) an den/die erste(n) stellv. Bürgermeister(in) 80 € 

 
 Sofern nachweislich Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 

entstehen, erhöht sich die Aufwandsentschädigung für  
 

a) den/die Bürgermeister(in) auf 605 €  
b) den/die erste(n) stellv. Bürgermeister(in) auf 85 € 

 
§ 4 

Sitzungsgeld 
 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten ein Sitzungsgeld in Höhe von  

25 € je Sitzung des Rates oder der Arbeitskreise. Sofern nach-
weislich Aufwendungen für eine Kinderbetreuung entstehen, 
erhöht sich das Sitzungsgeld auf 30 €. 

 
(2) Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Arbeitskreisen des 

Rates erhalten ein Sitzungsgeld in Höhe von 25 € je Sitzung. 
Sofern nachweislich Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 
entstehen, erhöht sich das Sitzungsgeld auf 30 €. 

 
§ 5 

Reisekosten- und Fahrtkostenpauschale 
 
(1) Bei einer auf Anordnung des Rates oder eines Ausschusses 

der Gemeinde von einem Ratsmitglied oder einer sonstigen 
ehrenamtlich tätigen Person außerhalb des Gemeindegebie-
tes durchgeführten Dienstreise erhält diese Reisekosten und 
Fahrtkosten nach den Sätzen des Bundesreisekostengeset-
zes. 

 
(2) Der/die Bürgermeister(in) erhält für Fahrten mit einem priva-

ten Kraftfahrzeug innerhalb des Landkreises Emsland als 
Fahrtkostenersatz monatlich höchstens bis zu 100,00 €. 

 
§ 6 

Verdienstausfall, Pauschalstundensatz 
 
(1) Die Mitglieder des Rates und ehrenamtlich tätige Personen 

erhalten Ersatz ihres Verdienstausfalles. Der Ersatz des Ver-
dienstausfalles wird für jede angefangene Stunde der regel-
mäßigen Arbeitszeit berechnet. 

 
(2) Unselbständig Tätigen wird auf Antrag der entstandene und 

nachgewiesene Verdienstausfall bis zur Höhe von 15 € je 
Stunde ersetzt (höchstens für 8 Stunden täglich). 

 
(3) Selbständig Tätigen wird auf Antrag eine Verdienstausfallpau-

schale je Stunde gewährt, die im Einzelfall auf der Grundlage 
des glaubhaft gemachten Einkommens berechnet wird. Der 
Höchstbetrag wird auf 15 € je Stunde (bis zu 8 Stunden je Tag) 
festgesetzt. 

 
(4) Ratsfrauen und Ratsherren die einen Haushalt mit zwei oder 

mehreren Personen führen und keinen Verdienstausfall gel-
tend machen können, haben Anspruch auf Zahlung eines 
Pauschalstundensatzes in Höhe von 15 € je Stunde, wenn 
durch die Ratstätigkeit im Bereich der Haushaltsführung ein 
Nachteil entsteht, der nur durch das Nachholen versäumter 
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgegli-
chen werden kann. Der Pauschalstundensatz wird auf Antrag 
je Stunde (bis zu 8 Stunden je Tag) gewährt. 

 
(5) Personen, die keine Ersatzansprüche nach Absatz 2, 3 und 4 

geltend machen können, denen aber im beruflichen Bereich 
ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachho-
len versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfs-
kraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag einen 
Pauschalstundensatz in Höhe von 15 € (höchstens für 8 Stun-
den täglich). 
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§ 7 
Auslagen 

 
(1) Die für die Gemeinde Beesten ehrenamtlich tätigen Personen 

haben Anspruch auf Ersatz ihrer nachgewiesenen Auslagen, 
einschließlich der Aufwendungen für eine Kinderbetreuung, 
soweit dies durch Gesetz oder diese Satzung nicht ausge-
schlossen ist. 

 
§ 8 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschädigung der Rats-

mitglieder, der nicht dem Rat angehörenden Mitglieder von 
Ratsausschüssen sowie der sonstigen ehrenamtlich tätigen 
Personen der Gemeinde Beesten vom 19.03.2012 außer 
Kraft. 

 
 Beesten, 20.02.2017 
 

GEMEINDE BEESTEN 
 
Achteresch 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
102 Satzung über die Aufwands- und Verdienst-

ausfallentschädigung für Ratsmitglieder, 
der nicht dem Rat angehörenden Mitglieder 
von Ratsausschüssen sowie der sonstigen 
ehrenamtlich tätigen Personen der Stadt 
Freren 

 
Aufgrund der §§ 10, 11, 44 und 54 und 58  des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26.10.2016 (Nds. GVBl. S. 226), hat der Rat der Stadt Freren  
am 23.02.2017 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied und sonstige ehrenamtliche Tä-

tigkeit für die Stadt Freren wird grundsätzlich unentgeltlich ge-
leistet. Anspruch auf Aufwandsentschädigung, Auslagener-
satz einschl. der Aufwendungen für eine Kinderbetreuung so-
wie Erstattung von Verdienstausfall und den Pauschalstun-
densatz besteht – soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist – nur im Rahmen dieser Satzung. 

 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für ei-

nen vollen Monat im Voraus gezahlt, auch dann, wenn der/die 
Empfänger(in) das Amt nur für einen Teil des Monats innehat. 
Führt der/die Empfänger(in) einer Aufwandsentschädigung 
seine/ihre Dienstgeschäfte ununterbrochen – den Erholungs-
urlaub nicht eingerechnet – länger als drei Monate nicht, so 
ermäßigt sich die Aufwandsentschädigung für die über drei 
Monate hinausgehende Zeit auf die Hälfte. Vom gleichen Zeit-
punkt an erhält der/die die Geschäfte führende Vertreter(in) 
75 % der Aufwandsentschädigung des/der Vertretenen. Ruht 
das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt.  

 
§ 2 

Aufwandsentschädigung für Ratsmitglieder 
 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine monatliche Aufwandsent-

schädigung von 20,00 €. Sofern nachweislich Aufwendungen 
für eine Kinderbetreuung entstehen, erhöht sich die Auf-
wandsentschädigung auf  25,00 €. Außerdem wird für die Teil-
nahme an Rats-, Ausschuss-, Fraktions- und Gruppensitzun-
gen ein Sitzungsgeld von 30 € je Sitzung gezahlt. 

(2) Die Aufwandsentschädigung und das Sitzungsgeld treten ne-
ben den Ersatz des Verdienstausfalls und den Pauschalstun-
densatz; sie umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen 
einschließlich der Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 
mit Ausnahme der Reisekosten nach § 5 dieser Satzung. 

 
§ 3 

Zusätzliche Aufwandsentschädigungen 
für den/die Bürgermeister(in), seine(n)/ihre(n) Vertreter(in), 

die Fraktions- und Gruppenvorsitzenden 
und die Beigeordneten 

 
(1) Neben der Aufwandsentschädigung aus § 2 dieser Satzung 

werden monatlich folgende zusätzliche Aufwandsentschädi-
gungen gezahlt: 

 
a)  an den/die Bürgermeister(in) 600,00 € 
b)  an den/die 1. stellv. Bürgermeister(in)  75,00 € 
c)  an den/die 2. stellv. Bürgermeister(in)  75,00 € 
d)  an die Beigeordneten 20,00 € 
e)  an die/den Ausschussvorsitzende(n)  20,00 €/Sitzung   
f)  an die Fraktions-/Gruppenvorsitzenden  10,00 €  
 und pro Fraktions-/Gruppenmitglied zusätzlich  2,00 € 

 
 Sofern nachweislich Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 

entstehen, erhöht sich die Aufwandsentschädigung für  
 

a)  den/die Bürgermeister(in) auf  605,00 € 
b)  an den/die 1. stellv. Bürgermeister(in) auf 80,00 €  
c)  an den/die 2. stellv. Bürgermeister(in) auf  80,00 € 
d)  an die Beigeordneten auf  25,00 € 
e)  an die/den Ausschussvorsitzende(n)  25,00 €/Sitzung 
f)  an die Fraktions-/Gruppenvorsitzenden auf  15,00 € 

 
§ 4 

Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 
 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen er-
halten ein Sitzungsgeld in Höhe von 30,00 €. Sofern nachweislich 
Aufwendungen für eine Kinderbetreuung entstehen, erhöht sich 
das Sitzungsgeld auf 35,00 €.  
 

§ 5 
Reisekosten 

 
Bei einer auf Anordnung des Rates, des Verwaltungsausschusses 
oder eines sonstigen Ausschusses der Stadt von einem Ratsmit-
glied oder einem sonstigen ehrenamtlich tätigen Bürger außerhalb 
des Stadtgebietes durchgeführten Dienstreise erhält dieser Rei-
sekosten und Fahrtkosten nach den dem Stadtdirektor zustehen-
den Sätzen. Die gleiche Entschädigung erhält der Bürgermeister 
für die von ihm durchgeführten Dienstreisen. 
 

§ 6 
Verdienstausfall 

 
(1) Die Mitglieder des Rates und ehrenamtlich tätige Personen 

erhalten Ersatz ihres Verdienstausfalls. Der Ersatz des Ver-
dienstausfalls wird für jede angefangene Stunde der regelmä-
ßigen Arbeitszeit berechnet.  

 
(2) Unselbständig Tätigen wird auf Antrag der entstandene und 

nachgewiesene Verdienstausfall bis zur Höhe von 10,00 € je 
Stunde ersetzt, höchstens für 8 Stunden täglich. 

 
(3) Selbständig Tätigen wird auf Antrag eine Verdienstausfallpau-

schale je Stunde gewährt, die im Einzelfall auf der Grundlage 
des glaubhaft gemachten Einkommens berechnet wird. Der 
Höchstbetrag wird auf 10,00 € je Stunde (höchstens für 8 
Stunden täglich) festgesetzt.  
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(4) Ratsfrauen und Ratsherren, die einen Haushalt mit zwei oder 
mehreren Personen führen und keinen Verdienstausfall gel-
tend machen können, haben Anspruch auf Zahlung eines 
Pauschalstundensatzes in Höhe von 10,00 € je Stunde, wenn 
durch die Ratstätigkeit im Bereich der Haushaltsführung ein 
Nachteil entsteht, der nur durch das Nachholen versäumter 
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgegli-
chen werden kann. Der Pauschalstundensatz wird auf Antrag 
je Stunde (höchstens für 8 Stunden täglich) gewährt.  

 
(5) Personen, die keinen Ersatzanspruch nach Abs. 2, 3 und 4 

geltend machen können, denen aber im beruflichen Bereich 
ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachho-
len versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfs-
kraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag einen 
Pauschalstundensatz in Höhe von 10,00 €, höchstens für 8 
Stunden täglich. 

 
§ 7 

Aufwandsentschädigung  
für den nebenamtlichen Stadtdirektor 

und seinen Stellvertreter 
 
(1) Der nebenamtliche Stadtdirektor erhält eine monatliche Auf-

wandsentschädigung von 130,00 €. 
 
(2) Die monatliche Aufwandsentschädigung des allgemeinen 

Vertreters beträgt 2/3 der Entschädigung nach Absatz 1. 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschädigung der Rats-

mitglieder, der nicht dem Rat angehörenden Mitglieder von 
Ratsausschüssen sowie der sonstigen ehrenamtlich tätigen 
Personen der Stadt Freren vom 11.07.2012 außer Kraft.  

 
 Freren, 23.02.2017 
 

STADT FREREN 
 
Prekel Ritz 
Bürgermeister Stadtdirektor 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
103 Amtliche Bekanntmachung; Bauleitpla-

nung der Gemeinde Geeste; Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes Nr. 92 „Östlich der 
Bahnhofstraße“, Ortsteil Osterbrock, Ver-
fahren nach § 13 a BauGB mit örtlichen 
Bauvorschriften über die Gestaltung 

 
Der Rat der Gemeinde Geeste hat in seiner Sitzung am 
02.03.2017 den Bebauungsplan Nr. 92 „Östlich der Bahnhof-
straße“, Ortsteil Osterbrock, einschließlich der Begründung und 
den örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung gemäß § 10 
Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes liegt im Gemeindegebiet 
Geeste entlang der „Bahnhofstraße“ im Ortsteil Osterbrock. Der 
Geltungsbereich ergibt sich aus dem nachstehenden Karten- 
ausschnitt (Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Nieder-
sächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung © 2016  

): 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan Nr. 92 „Östlich der Bahnhofstraße“, Ortsteil 
Osterbrock mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung und 
einschließlich der Begründung nebst Anlagen liegt ab sofort un-
befristet während der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde 
Geeste, Fachbereich Planen und Bauen, Zimmer C 4, öffentlich 
aus und kann dort von jedermann eingesehen werden. 
 
Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan Nr. 92 „Östlich 
der Bahnhofstraße“, Ortsteil Osterbrock, mit den örtlichen Bauvor-
schriften über die Gestaltung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB rechts-
kräftig geworden. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan 
entstehenden Vermögensnachteilen sowie die Fälligkeit und das 
Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hinge-
wiesen. 
 
Es wird weiter darauf hingewiesen, dass die Verletzung der im  
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214  
Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
die nach § 214 Abs. 2 a beachtlichen Fehler sowie nach § 214 
Abs. 3 Satz 2 beachtlichen Mängel des Abwägungsvorgangs nur 
beachtlich sind, wenn sie innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des o. g. Bauleitplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Geeste, Am Rathaus 3, 49744 Geeste-Dalum, geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. 
 
 Geeste, 03.03.2017 
 
GEMEINDE GEESTE 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
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104 Haushaltssatzung und Bekanntmachung 
der Haushaltssatzung der Gemeinde Gees-
te für das Haushaltsjahr 2017 

 
1. Haushaltssatzung 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Geeste in der Sitzung 
am 26.01.2017 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird 
 
1.  im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1  der ordentlichen Erträge auf  14.581.800,-- Euro 
1.2  der ordentlichen Aufwendungen auf  15.175.900,-- Euro 
 
1.3  der außerordentlichen Erträge auf  206.500,-- Euro 
1.4  der außerordentlichen Aufwendungen  
 auf  67.400,-- Euro 
 
2.  im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1  der Einzahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit  14.107.900,-- Euro 
2.2  der Auszahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit  13.836.500,-- Euro 
 
2.3  der Einzahlungen für Investitions- 
 tätigkeit  1.208.700,-- Euro 
2.4  der Auszahlungen für Investitions- 
 tätigkeit  2.271.700,-- Euro 
 
2.5  der Einzahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit  0,-- Euro 
2.6  der Auszahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit  343.800,-- Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich : Gesamtbetrag 

–  der Einzahlungen des Finanzhaus- 
 haltes  15.316.600,-- Euro 
–  der Auszahlungen des Finanzhaus- 
 haltes  16.452.000,-- Euro 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
300.000,-- Euro festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2017 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 2.350.000,-- Euro festge-
setzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2017 wie folgt festgesetzt : 
 

 
 

1.  Grundsteuer 
 

1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen  
 Betriebe (Grundsteuer A)  350 v. H. 

1.2  für die Grundstücke  
 (Grundsteuer B)  350 v. H. 

 
2.  Gewerbesteuer  350 v. H. 

 
 Geeste, 26.01.2017 
 

GEMEINDE GEESTE 
 
Höke 
Bürgermeister 
 
2.  Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
2.1  Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 

2017 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
2.2  Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforder-

lich. 
 
2.3  Der Haushaltsplan mit seinen Anlagen liegt in der Zeit  

vom 20.03. bis zum 28.03.2017 im Rathaus der Gemeinde 
Geeste, Zimmer B 2, Am Rathaus 3, 49744 Geeste, wäh-
rend der Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich aus. 

 
 Geeste, 08.03.2017 
 
GEMEINDE GEESTE 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
105 Amtliche Bekanntmachung der Stadt Ha-

ren (Ems); Inkrafttreten der 120. Ände- 
rung des Flächennutzungsplanes (Planbe-
reich „Deutsch-Niederländisches Bienen-
zentrum“,Ortschaft Wesuwe) 

 
Der Landkreis Emsland hat mit Verfügung vom 06.02.2017,  
Az.: 65-610-303-01/120, die vom Rat der Stadt Haren (Ems) am 
20.10.2016 beschlossene 120. Änderung des Flächennutzungs-
planes gemäß § 6 Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt.  
 
Der Geltungsbereich dieser Flächennutzungsplanänderung ist in 
dem nachstehenden Übersichtsplan schwarz umrandet darge-
stellt.  
 
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung. 

© 2016  
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Mit dieser Bekanntmachung ist die 120. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes wirksam geworden.  
 
Die 120. Flächennutzungsplanänderung nebst Begründung, Um-
weltbericht und Anlagen kann im Rathaus der Stadt Haren (Ems), 
Neuer Markt 1, 49733 Haren (Ems), eingesehen werden. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3, Abs. 2 und  
Abs. 3 Satz 2 sowie Abs. 2a BauGB bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften unbeachtlich wird, wenn sie nicht schriftlich 
innerhalb eines Jahres seit dem Veröffentlichungsdatum dieser 
Bekanntmachung gegenüber der Stadt Haren (Ems), Neuer  
Markt 1, 49733 Haren (Ems), geltend gemacht wird. Der Sachver-
halt, der die Verletzung von Vorschriften begründen soll, ist dar-
zulegen. 
 
 Haren (Ems), 22.02.2017 
 
STADT HAREN (EMS) 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
  
106 Gemeinde Lünne – Inkrafttreten der Sat-

zung über die erleichterte Zulässigkeit  
von Vorhaben im Außenbereich gem. § 35 
Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung 
„Kurze Heide“) 

      
Der Rat der Gemeinde Lünne hat in seiner Sitzung am 07.03.2017 
die „Satzung über die erleichterte Zulässigkeit von Vorhaben im 
Außenbereich gem. § 35 Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung 
„Kurze Heide“)“ einschließlich der Begründung gem. § 10 Abs. 1 
BauGB als Satzung beschlossen. 

Der Geltungsbereich der Satzung umfasst den auf dem nachste-
henden Kartenausschnitt umrandeten Bereich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Grundlage: Automatisierte Liegenschaftskarte, vervielfältigt mit 
Erlaubnis des Herausgebers LGLN, Regionaldirektion Osna-
brück-Meppen, Katasteramt Lingen) 
 
Die Außenbereichssatzung „Kurze Heide“ gem. § 35 Abs. 6 
BauGB einschließlich der Begründung liegt ab sofort während  
der Dienststunden im Gemeindebüro Lünne, Kirchstr. 4,  
48480 Lünne, öffentlich aus und kann dort eingesehen werden. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Außenbereichssatzung 
„Kurze Heide“ gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche 
nach den §§ 39 bis 42 BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
rechter Geltendmachung wird hingewiesen. 
 
Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichti-
gung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbeachtlich wer-
den, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Gemeinde Lünne geltend ge-
macht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begrün-
den soll, ist darzulegen. 
 
 Lünne, 09.03.2017 
     
GEMEINDE LÜNNE 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
107 Bekanntmachung der Stadt Meppen; In-

krafttreten der 13. Änderung zum Bebau-
ungsplan Nr. 12 der Stadt Meppen, Bauge-
biet: „Esterfelder Forst“; Vereinfachte Än-
derung gemäß § 13 Baugesetzbuch (BauGB)  

 
Der Rat der Stadt Meppen hat in seiner Sitzung am 21.02.2017 
die 13. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Stadt Meppen, 
Baugebiet: „Esterfelder Forst“, nebst örtlichen Bauvorschriften 
über die Gestaltung sowie die Begründung (vereinfachtes Verfah-
ren gemäß § 13 BauGB) gemäß § 1 Abs. 3 u. § 10 Abs. 1 BauGB 
in Verbindung mit den §§ 10 u. 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) als Satzung beschlossen.  
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Der räumliche Geltungsbereich der 13. Änderung zum Bebau-
ungsplan Nr. 12 der Stadt Meppen, Baugebiet: „Esterfelder Forst“, 
ist im nachstehenden Übersichtsplan schwarz umrandet darge-
stellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die 13. Änderung zum Bebauungsplan Nr. 12 der Stadt Meppen, 
Baugebiet: „Esterfelder Forst“, nebst örtlichen Bauvorschriften 
über die Gestaltung und die Begründung können gemäß § 10  
Abs. 3 BauGB im Fachbereich Planung der Stadt Meppen, Kirch-
straße 2, Zimmer 104, 49716 Meppen, während der Dienststun-
den eingesehen werden. Mit dieser Bekanntmachung tritt der o. g. 
Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichti-
gung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbeachtlich sind, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit dem Veröf-
fentlichungsdatum dieser Bekanntmachung gegenüber der Stadt 
Meppen geltend gemacht worden sind. Bei der Geltendmachung 
ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begrün-
den soll, darzulegen. 
 
 Meppen, 06.03.2017 
 
STADT MEPPEN 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

108 Bekanntmachung der Stadt Meppen; In-
krafttreten der 7. Änderung zum Bebau-
ungsplan Nr. 18 der Stadt Meppen, Bau- 
gebiet: „Esterfeld Mitte – Ost“; Vereinfach-
te Änderung gemäß § 13 Baugesetzbuch 
(BauGB)  

 
Der Rat der Stadt Meppen hat in seiner Sitzung am 21.02.2017 
die 7. Änderung zum Bebauungsplan Nr. 18 der Stadt Meppen, 
Baugebiet: „Esterfeld Mitte – Ost“, nebst Begründung (vereinfach-
tes Verfahren gemäß § 13 BauGB) gemäß § 1 Abs. 3 und § 10 
Abs. 1 BauGB in Verbindung mit den §§ 10 und 58 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) als Sat-
zung beschlossen.  
 
Der räumliche Geltungsbereich der 7. Änderung zum Bebauungs-
plan Nr. 18 der Stadt Meppen, Baugebiet: „Esterfeld Mitte – Ost“, 
ist im nachstehenden Übersichtsplan schwarz umrandet darge-
stellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die 7. Änderung zum Bebauungsplan Nr. 18 der Stadt Meppen, 
Baugebiet: „Esterfeld Mitte – Ost“, nebst Begründung kann gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB im Fachbereich Planung der Stadt Meppen, 
Kirchstraße 2, Zimmer 104, 49716 Meppen, während der Dienst-
stunden eingesehen werden. Mit dieser Bekanntmachung tritt der 
o. g. Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichti-
gung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbeachtlich sind, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit dem Veröf-
fentlichungsdatum dieser Bekanntmachung gegenüber der Stadt 
Meppen geltend gemacht worden sind.  
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Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung 
oder den Mangel begründen soll, darzulegen. 
 
 Meppen, 06.03.2017 
 
STADT MEPPEN 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
109 Bekanntmachung der Stadt Meppen; In-

krafttreten der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 553 – Teil II der Stadt Mep-
pen, Ortsteil Hüntel, Baugebiet: „Industrie-
gebiet nördlich vom Kraftwerk Meppen“; 
Vereinfachte Änderung gemäß § 13 Bauge-
setzbuch (BauGB)  

 
Der Rat der Stadt Meppen hat in seiner Sitzung am 21.02.2017 
die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 553 – Teil II der Stadt 
Meppen, Ortsteil Hüntel, Baugebiet: „Industriegebiet nördlich vom 
Kraftwerk Meppen“, nebst Begründung (vereinfachtes Verfahren 
gemäß § 13 BauGB) gemäß § 1 Abs. 3 u. § 10 Abs. 1 BauGB in 
Verbindung mit den §§ 10 u. 58 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) als Satzung beschlossen.  
 
Der räumliche Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 553 – Teil II der Stadt Meppen, Ortsteil Hüntel, Bauge-
biet: „Industriegebiet nördlich vom Kraftwerk Meppen“, ist im nach-
stehenden Übersichtsplan schwarz umrandet dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 553 – Teil II der Stadt 
Meppen, Ortsteil Hüntel, Baugebiet: „Industriegebiet nördlich vom 
Kraftwerk Meppen“, nebst Begründung kann gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB im Fachbereich Planung der Stadt Meppen, Kirchstra- 
ße 2, Zimmer 104, 49716 Meppen, während der Dienststunden 
eingesehen werden. Mit dieser Bekanntmachung tritt der o. g. Be-
bauungsplan gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen. 
 
 
 
 
 

Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichti-
gung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbeachtlich sind, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit dem Veröf-
fentlichungsdatum dieser Bekanntmachung gegenüber der Stadt 
Meppen geltend gemacht worden sind. Bei der Geltendmachung 
ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begrün-
den soll, darzulegen. 
 
 Meppen, 06.03.2017 
 
STADT MEPPEN 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
110 Haushaltssatzung und Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung der Stadt Meppen für 
das Haushaltsjahr 2017 

       
Aufgrund des § 112 Niedersächsisches Kommunalverfassungs-
gesetz (NKomVG) hat der Rat der Stadt Meppen in der Sitzung 
am 21. Februar 2017 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2017 beschlossen. 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird  
 
1. im Ergebnishaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1  der ordentlichen Erträge auf 58.909.500 € 
1.2  der ordentlichen Aufwendungen auf 59.847.800 € 
 Fehlbetrag ordentl. Jahresergebnis  
 lt. Plan -    938.300 € 
 
1.3  der außerordentlichen Erträge auf 1.000.000 € 
1.4  der außerordentlichen Aufwendungen  
 auf 0 € 
 Überschuss außerordentliches Jahres- 
 ergebnis lt. Plan 1.000.000 € 
 
 Jahresergebnis Gesamtergebnisplan  
 Überschuss 61.700 € 
 
2. im Finanzhaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
 der Einzahlungen auf 64.764.400 € 
 der Auszahlungen auf  64.764.400 € 
 davon: 

2.1  Einzahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit  57.297.300 € 
2.2  Auszahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 53.256.900 € 
 
2.3  Einzahlungen für Investitionen 3.452.200 € 
2.4  Auszahlungen für Investitionen 10.426.300 € 
 
2.5  Einzahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 4.014.900 € 
2.6  Auszahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 1.081.200 € 
 
festgesetzt. 
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§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 4.014.900 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf   
4.540.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr Liquiditätskredite 
zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genom-
men werden dürfen, wird auf 5 Mio. € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2017 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 
 

1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen  
 Betriebe (Grundsteuer A) 295 v. H. 

1.2  für die Grundstücke  
 (Grundsteuer B) 310 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer 345 v. H. 

 
§ 6 

 
Wertgrenze für über- und außerplanmäßige 

Aufwendungen und Auszahlungen 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen 
sind als unerheblich im Sinne von § 117 NKomVG anzusehen, 
wenn sie 15.000 € im Einzelfall nicht überschreiten. Als unerheb-
lich gelten in jedem Fall Aufwendungen und Auszahlungen denen 
eine volle Kostenerstattung gegenübersteht. 
 
 Meppen, 21.02.2017 
 

STADT MEPPEN 
 
Helmut Knurbein 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017 
wird öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die nach §§ 120 Abs. 2 und 119 Abs. 4 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) erforderliche Geneh-
migung ist durch den Landkreis Emsland am 09.03.2017 unter 
dem Az. 20-202-15-2/10 erteilt worden. 
 
Die genehmigte Haushaltssatzung der Stadt Meppen liegt zusam-
men mit dem Haushaltsplan und seinen Anlagen  nach § 114  
Abs. 2 Satz 3 NKomVG von Donnerstag, 16.03.2017 bis ein-
schließlich Freitag, 24.03.2017, während der Dienststunden zur 
Einsichtnahme im Stadthaus, Markt 43, Zimmer 228, öffentlich 
aus. 
 
 Meppen, 09.03.2017 
 
STADT MEPPEN 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

111 Satzung über die Aufwands- und Verdienst-
ausfallentschädigung der Ratsmitglieder, 
der nicht dem Rat angehörenden Mitglieder 
von Ratsausschüssen sowie der sonstigen 
ehrenamtlich tätigen Personen der Ge-
meinde Messingen 

 
Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54 und 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26.10.2016 (Nds. GVBl. S. 226), hat der Rat der Gemeinde 
Messingen am 07.02.2017 folgende Satzung beschlossen: 
 

§1 
Allgemeines 

 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied und eine sonstige ehrenamtliche 

Tätigkeit für die Gemeinde Messingen wird grundsätzlich un-
entgeltlich geleistet. Anspruch auf Aufwandsentschädigung, 
Auslagenersatz, einschließlich der Aufwendungen für eine 
Kinderbetreuung sowie Erstattung von Verdienstausfall und 
den Pauschalstundensatz besteht – soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist – nur im Rahmen dieser Satzung. 

 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für ei-

nen vollen Monat im Voraus gezahlt, auch dann, wenn der/die 
Empfänger(in) das Amt nur für einen Teil des Monats innehat. 
Führt der/die Empfänger(in) einer Aufwandsentschädigung 
seine/ihre Dienstgeschäfte ununterbrochen – den Erholungs-
urlaub nicht eingerechnet – länger als drei Monate nicht, so 
ermäßigt sich die Aufwandsentschädigung für die über drei 
Monate hinausgehende Zeit auf die Hälfte. Vom gleichen Zeit-
punkt an erhält der/die die Geschäfte führende Vertreter(in) 
75 % der Aufwandsentschädigung des/der Vertretenen. Ruht 
das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt. 

 
§ 2 

Aufwandsentschädigung für Ratsmitglieder 
 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine monatliche Aufwandsent-

schädigung von 30 €. Sofern nachweislich Aufwendungen für 
eine Kinderbetreuung entstehen, erhöht sich die Aufwands-
entschädigung auf 35 €. 

 
(2) Die Aufwandsentschädigung tritt neben den Ersatz des Ver-

dienstausfalls und den Pauschalstundensatz; sie umfasst den 
Ersatz der notwendigen Auslagen einschließlich der Aufwen-
dungen für eine Kinderbetreuung mit Ausnahme der Reise-
kosten- und Fahrtkostenpauschale nach § 5 dieser Satzung. 

 
§ 3 

 
Zusätzliche Aufwandsentschädigung 

für den/die Bürgermeister(in) und seine(n)/ihre(n) Vertreter(in) 
und den Vorsitzenden des Wegeausschusses 

 
(1) Neben der Aufwandsentschädigung aus § 2 dieser Satzung 

werden monatlich folgende zusätzliche Aufwandsentschädi-
gungen gezahlt: 

 
a) an den/die Bürgermeister(in) 550 € 
b) an den/die erste(n) stellv. Bürgermeister(in) 55 € 
c) an den/die zweite(n) stellv. Bürgermeister(in) 45 € 
d) an den/die Vorsitzende(n) des Wegeausschusses 40 € 

  
 Sofern nachweislich Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 

entstehen, erhöht sich die Aufwandsentschädigung für  
 

a) den/die Bürgermeister(in) auf 555 € 
b) den/die erste(n) stellv. Bürgermeister(in) auf 60 € 
c) den/die zweite(n) stellv. Bürgermeister(in) auf 50 € 
d) den/die Vorsitzende(n) des Wegeausschusses 45 € 
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(2) Vereint ein Ratsmitglied mehrere der in Absatz 1 genannten 
Funktionen auf sich, so erhält es von den zusätzlichen Auf-
wandsentschädigungen nur die jeweils höchste. 

 
§ 4 

Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder von Ratsausschüssen 
 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen er-
halten ein Sitzungsgeld in Höhe von 30 €  je Sitzung. Sofern nach-
weislich Aufwendungen für eine Kinderbetreuung entstehen, er-
höht sich das Sitzungsgeld auf 35 €. 
 

§ 5 
Reisekosten- und Fahrtkostenpauschale 

 
(1) Bei einer auf Anordnung des Rates oder eines Ausschusses 

der Gemeinde von einem Ratsmitglied oder einer sonstigen 
ehrenamtlich tätigen Person außerhalb des Gemeindegebie-
tes durchgeführten Dienstreise erhält diese(r) Reisekosten 
und Fahrtkosten nach den Sätzen des Bundesreisekostenge-
setzes. 

 
(2) Der/die Bürgermeister(in) erhält für Fahrten mit einem priva-

ten Kraftfahrzeug innerhalb des Landkreises Emsland als 
Fahrtkostenersatz eine Pauschale von monatlich 75 €. 

 
§ 6 

Verdienstausfall, Pauschalstundensatz 
 
(1) Die Mitglieder des Rates und ehrenamtlich tätige Personen 

erhalten Ersatz ihres Verdienstausfalles. Der Ersatz des Ver-
dienstausfalles wird für jede angefangene Stunde der regel-
mäßigen Arbeitszeit berechnet. 

 
(2) Unselbständig Tätigen wird auf Antrag der entstandene und 

nachgewiesene Verdienstausfall bis zur Höhe von 15 € je 
Stunde ersetzt (höchstens für 8 Stunden täglich). 

 
(3) Selbständig Tätigen wird auf Antrag eine Verdienstausfallpau-

schale je Stunde gewährt, die im Einzelfall auf der Grundlage 
des glaubhaft gemachten Einkommens berechnet wird. Der 
Höchstbetrag wird auf 15 € je Stunde (bis zu 8 Stunden je Tag) 
festgesetzt. 

 
(4) Wer ausschließlich einen Haushalt führt und keinen Ver-

dienstausfall geltend macht, hat Anspruch auf Zahlung eines 
Pauschalstundensatzes in Höhe des durchschnittlich gezahl-
ten Ersatzes des Verdienstausfalles. Der Pauschalstunden-
satz wird auf Antrag je Stunde (bis zu 8 Stunden je Tag) ge-
währt. 

 
(5) Personen, die keine Ersatzansprüche nach Absatz 2 und 3 

geltend machen können, denen aber im beruflichen Bereich 
ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachho-
len versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfs-
kraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag einen 
Pauschalstundensatz bis zur Höhe von 15 € (höchstens für 8 
Stunden täglich). 

 
§ 7 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschädigung der Rats-

mitglieder, der nicht dem Rat angehörenden Mitglieder von 
Ratsausschüssen sowie der sonstigen ehrenamtlich tätigen 
Personen der Gemeinde Messingen vom 21.02.2012 außer 
Kraft. 

 
 Messingen, 07.02.2017 
 

GEMEINDE MESSINGEN 
 
Mey 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 

112 1. Änderung der Satzung über die Entschä-
digung der Mitglieder des Rates, der Orts-
räte und der nicht dem Rat angehörenden 
Ausschussmitglieder sowie der Ehrenbe-
amten und der ehrenamtlich tätigen Perso-
nen der Gemeinde Rhede (Ems) 

 
Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54, 55, 58 und 71 des Nieder- 
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. Seite 576) in der zur Zeit geltenden Fas-
sung hat der Rat der Gemeinde Rhede (Ems) in seiner Sitzung 
am 23.02.2017 folgende 1. Änderung der Satzung über die Ent-
schädigung der Mitglieder des Rates, der Ortsräte und der nicht 
dem Rat angehörenden Ausschussmitglieder sowie der Ehrenbe-
amten und der ehrenamtlich tätigen Personen der Gemeinde 
Rhede (Ems) beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 2 wird wie folgt gefasst: 
 

§ 2 
 

Aufwandsentschädigung (Sitzungsgeld) für die 
Ratsmitglieder und die Mitglieder der Ortsräte 

 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten für die Teilnahme an Rats-, Aus-

schuss- und Fraktionssitzungen (§ 4) eine Aufwandsentschä-
digung als Sitzungsgeld in Höhe von 30,00 € je Sitzung. So-
weit Kinder unter 12 Jahren nicht von Familienmitgliedern  
oder anderen Einrichtungen (z. B. Krippe, Kindergärten usw.) 
betreut werden können und den Mitgliedern des Gemeindera-
tes tatsächliche finanzielle Aufwendungen entstehen, können 
diese auf Antrag erstattet werden. Der Stundensatz für die 
Kinderbetreuungskosten wird auf bis zu 10,-- €/Stunde festge-
setzt. Mit der Zahlung dieser Kinderbetreuungskosten gelten 
die notwendigen Auslagen, mit Ausnahme der Fahrt- und Rei-
sekosten, als abgegolten. 

 
(2) Mitglieder der Ortsräte erhalten, soweit gesetzlich nichts an-

deres bestimmt, für die Teilnahme an einer Ortsratssitzung 
und als Ersatz für ihre Aufwendungen ein Sitzungsgeld in 
Höhe von 30,00 €. Soweit Kinder unter 12 Jahren nicht von 
Familienmitgliedern oder anderen Einrichtungen (z. B. Krippe, 
Kindergärten usw.) betreut werden können und den Mit- 
gliedern der Ortsräte tatsächliche finanzielle Aufwendungen 
entstehen, können diese auf Antrag erstattet werden. Der 
Stundensatz für die Kinderbetreuungskosten wird auf bis zu 
10,-- €/Stunde festgesetzt. Mit der Zahlung dieser Kinderbe-
treuungskosten gelten die notwendigen Auslagen, mit Aus-
nahme der Fahrt- und Reisekosten, als abgegolten. 

 
(3) Bei mehreren Sitzungen an einem Tag, die zeitlich auseinan-

der liegen, dürfen nicht mehr als zwei Sitzungsgelder gewährt 
werden. 

 
§ 3 wird wie folgt gefasst: 
 

§ 3 
 

Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ausschüssen 
 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder in Ausschüssen erhal- 
ten als Aufwandsentschädigung ein Sitzungsgeld in Höhe von 
30,00 € je Sitzung. Soweit Kinder unter 12 Jahren nicht von Fami-
lienmitgliedern oder anderen Einrichtungen (z. B. Krippe, Kinder-
gärten usw.) betreut werden können und den nicht dem Rat ange-
hörenden Ausschussmitgliedern tatsächliche finanzielle Aufwen-
dungen entstehen, können diese auf Antrag erstattet werden.  
Der Stundensatz für die Kinderbetreuungskosten wird auf bis zu 
10,-- €/Stunde festgesetzt. Mit der Zahlung dieser Kinderbetreu-
ungskosten gelten die notwendigen Auslagen, mit Ausnahme der 
Fahrt- und Reisekosten, als abgegolten. 
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§ 9 wird wie folgt gefasst: 
 

§ 9 
 

Aufwandsentschädigung für die Gleichstellungsbeauftragte 
 
(1) Die ehrenamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte erhält eine 

monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 80,00 €.  
 
(2) Mit der Aufwandsentschädigung sind alle Auslagen ein-

schließlich der Fahrtkosten innerhalb des Gemeindegebietes, 
der Verdienstausfall und der Pauschalstundensatz abgegol-
ten. 

 
(3) Für Dienstreisen außerhalb des Gemeindegebietes mit Ge-

nehmigung oder auf Anordnung der Gemeinde Rhede (Ems) 
wird eine Fahrtkostenentschädigung in Höhe von 0,30 € je km 
bei Benutzung eines eigenen oder gemieteten Personenkraft-
wagens bzw. in Höhe der tatsächlich entstandenen Kosten bei 
der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel gewährt. 

 
(4) Nachweisliche Aufwendungen für eine Kinderbetreuung (Kin-

der bis 12 Jahre) werden mit der Zahlung eines Pauschalstun-
densatzes in Höhe von 10,00 € abgegolten, sofern diese nicht 
von Familienangehörigen bzw. Einrichtungen (z. B. Krippe, 
Kindergärten usw.) betreut werden können, höchstens jedoch 
für 8 Stunden täglich. 

 
§ 10 wird wie folgt gefasst: 
 

§ 10 
 

Jugendbeauftragte 
 
(1) Der/die ehrenamtliche Jugendbeauftragte erhält eine monat-

liche Aufwandsentschädigung in Höhe von 80,-- €. 
 
(2) Mit dieser Aufwandsentschädigung sind alle Auslagen ein-

schließlich sämtlicher Fahrtkosten, der Verdienstausfall und 
der Pauschalstundensatz abgegolten. 

 
(3) Für Dienstreisen außerhalb des Gemeindegebietes mit Ge-

nehmigung oder auf Anordnung der Gemeinde Rhede (Ems) 
wird eine Fahrtkostenentschädigung in Höhe von 0,30 € je km 
bei Benutzung eines eigenen oder gemieteten Personenkraft-
wagens bzw. in Höhe der tatsächlich entstandenen Kosten bei 
der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel gewährt. 

 
(4) Nachweisliche Aufwendungen für eine Kinderbetreuung (Kin-

der bis 12 Jahre) werden mit der Zahlung eines Pauschalstun-
densatzes in Höhe von 10,00 € abgegolten, sofern diese nicht 
von Familienangehörigen bzw. Einrichtungen (z. B. Krippe, 
Kindergärten usw.) betreut werden können, höchstens jedoch 
für 8 Stunden täglich. 

 
§ 2 

 
Die Satzungsänderung tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft. 
 
 Rhede (Ems), 23.02.2017 
 

GEMEINDE RHEDE (EMS) 
 
Conens 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

113 Bekanntmachung der Gemeinde Rhede 
(Ems); 1. Änderung der Satzung über die 
Entschädigung für Ehrenbeamte sowie 
Funktionsträger der Freiwilligen Feuerwehr 
Rhede (Ems) 

 
Aufgrund der §§ 10, 13, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. 
GVBl. Seite 576) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat 
der Gemeinde Rhede (Ems) in seiner Sitzung am 23.02.2017  
folgende 1. Änderung der Satzung über die Entschädigung für  
Ehrenbeamte sowie Funktionsträger der Freiwilligen Feuerwehr 
Rhede (Ems) vom 24.09.2002 beschlossen: 
 
§ 1 
  
§ 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 § 1 
 Gemeindebrandmeister 
 

1) Der Gemeindebrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr 
Rhede (Ems) erhält eine monatliche Aufwandsentschädi-
gung in Höhe von 92,00 €. 

 
2) Der Gemeindebrandmeister erhält zusätzlich zu der in Ab-

satz 1 genannten Entschädigung zur Abgeltung der Fahrt-
kosten innerhalb des Gemeindegebietes eine monatliche 
Pauschale in Höhe von 18,00 €, so dass die Gesamtent-
schädigung monatlich 110,00 € beträgt. 

 
§ 2 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
     

1) Die sonstigen ehrenamtlich tätigen Funktionsträger der 
Freiwilligen Feuerwehr Rhede (Ems) erhalten monatlich 
folgende Aufwandsentschädigungen: 

 
a) Stellv. Gemeindebrandmeister 50,00 € 
b) Gerätewart 20,00 € 
c) Atemschutzgerätewart 15,00 € 
d) Sicherheitsbeauftragter 10,00 € 
e) Leiter der Bootsgruppe 10,00 € 
f) Digitalfunkbeauftragter 10,00 € 

 
§ 2 
 
Die Satzungsänderung tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft.  
 
 Rhede (Ems), 23.02.2017 
 

GEMEINDE RHEDE (EMS) 
 
Conens 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
114 Öffentliche Bekanntmachung der Gemein-

de Rhede (Ems); 29. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes mit Darstellung von Wohn-
bauflächen; „Erweiterung des Baugebietes 
Spriddel“; Wirksamkeit der Flächennut-
zungsplanänderung 

 
Der Landkreis Emsland hat die vom Rat der Gemeinde Rhede 
(Ems) in seiner öffentlichen Sitzung am 01.12.2016 beschlossene 
29. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Darstellung von 
Wohnbauflächen „Erweiterung des Baugebietes Spriddel“ mit Ver-
fügung vom 06.03.2017, Az: 65-610-522-01/29 gemäß § 6 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt. Der räumliche Geltungsbe-
reich der 29. Änderung ist im nachstehenden Kartenausschnitt 
dargestellt. 
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Die Flächennutzungsplanänderung wird mit dieser Bekanntma-
chung wirksam. Die 29. Änderung des Flächennutzungsplanes 
kann einschließlich der Begründung mit Umweltbericht und einer 
zusammenfassenden Erklärung ab sofort während der Dienst-
stunden bei der Gemeindeverwaltung Rhede (Ems), Gerhardy-
weg 1, Zimmer 17, 26899 Rhede (Ems), eingesehen werden. Je-
dermann kann die Flächennutzungsplanänderung einsehen und 
über den Inhalt Auskunft verlangen (§ 6 Abs. 5 BauGB).  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der im § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 des BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplans oder aber nach 
§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungs-
vorgangs nur beachtlich werden, wenn sie innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Rhede (Ems) geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den Mangel des Ab-
wägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 
 
 Rhede (Ems), 07.03.2017 
 
GEMEINDE RHEDE (EMS) 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
115 Öffentliche Bekanntmachung der Gemein-

de Rhede (Ems); Inkrafttreten Bebauungs-
plan Nr. 7 „Erweiterung Baugebiet Sprid-
del“ 

 
Der Rat der Gemeinde Rhede (Ems) hat am 01.12.2016 in öffent-
licher Sitzung den Bebauungsplan Nr. 7 „Erweiterung Baugebiet 
Spriddel“ nach § 10 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. Der 
räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem 
nachfolgenden Kartenausschnitt ersichtlich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan Nr. 7 „Erweiterung Baugebiet Spriddel“ nach 
§ 10  Baugesetzbuch (BauGB) tritt mit der Bekanntmachung im 
Amtsblatt des Landkreises Emsland in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).  

Der Bebauungsplan kann einschließlich der Begründung sowie 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB ab 
sofort während der Dienststunden bei der Gemeindeverwaltung 
Rhede (Ems), Gerhardyweg 1, Zimmer 17, 26899 Rhede (Ems), 
eingesehen werden. Jedermann kann den Bebauungsplan einse-
hen und über den Inhalt Auskunft verlangen (§ 6 Abs. 5 BauGB).  
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leis-
tung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der im § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 des BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplans oder aber nach 
§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungs-
vorgangs nur beachtlich werden, wenn sie innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Rhede (Ems) geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den Mangel des Ab-
wägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 
 
 Rhede (Ems), 08.03.2017 
 
GEMEINDE RHEDE (EMS) 
Der Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
116 Bekanntmachung; Bauleitplanung der Ge-

meinde Sögel; Bebauungsplan Nr. 12 
„Nördlich Krankenhaus“; 3. Änderung der 
Gemeinde Sögel; Bebauungsplan der In-
nenentwicklung im beschleunigten Verfah-
ren gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB); 
Inkrafttreten des Bebauungsplanes; Be-
kanntmachung gemäß § 10 Baugesetzbuch 
(BauGB) 

 
Der Rat der Gemeinde Sögel hat in seiner Sitzung am 02.03.2017 
den Bebauungsplan Nr. 12 „Nördlich Krankenhaus“; 3. Änderung 
mit Begründung im beschleunigten Verfahren nach § 13a i. V. m. 
§ 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 12 
„Nördlich Krankenhaus“ ist im nachstehenden Übersichtsplan 
schwarz umrandet dargestellt. 
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Der Bebauungsplan Nr. 12 liegt mit Begründung bei der Ge-
meinde Sögel, Ludmillenhof, 49751 Sögel, während der Dienst-
stunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 12 „Nörd-
lich Krankenhaus“; 3. Änderung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in 
Kraft. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 BauGB über die Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 
BauGB und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Ent-
schädigungsansprüchen bei nicht fristgemäßer Geltendmachung 
wird hingewiesen. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen, 
dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verlet-
zung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes 
und des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbeachtlich wer-
den, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dem Veröffentli-
chungsdatum dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde Sögel unter Darlegung des die Verletzung begründen-
den Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
 Sögel, 10.03.2017 
 
GEMEINDE SÖGEL 
Der Gemeindedirektor 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
 
 

117 1. Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Erhebung von Gebühren für die Benut-
zung des Kindergartens „Pusteblume“ der 
Gemeinde Sustrum vom 27.02.2008 

 
Aufgrund der §§ 10 und 58 des Nds. Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG) sowie der §§ 2 und 5 des Nds. Kommunalab-
gabengesetzes (NKAG) in Verbindung mit § 20 des Gesetzes 
über Tageseinrichtungen für Kinder (KiTaG) jeweils in der derzeit 
gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Sustrum in seiner Sit-
zung am 27.09.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 

1. § 4 e) erhält folgende Fassung:  Zusätzlich wird ein Spiel- 
und Frühstücksgeld in Höhe von 13,-- € monatlich erho-
ben. 

 
2. § 4 f ) erhält folgende Fassung:  Beim Besuch der Ganz-

tagsgruppe wird zusätzlich ein Verpflegungsgeld in Höhe 
von 2,80 € pro Mittagsmahlzeit erhoben. 

 
Artikel II 

 
Diese 1. Änderungssatzung tritt zum 01.04.2017 in Kraft. 
 
 Sustrum, 08.03.2017 
 

GEMEINDE SUSTRUM 
 
Heinz-Hermann Hoppe 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
118 Satzung über Aufwands- und Verdienstaus-

fallentschädigung für Ratsmitglieder und 
sonstige ehrenamtlich tätige Personen der 
Gemeinde Thuine 

 
Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54 und 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26.10.2016 (Nds. GVBl. S. 226), hat der Rat der Gemeinde 
Thuine am 08.02.2017 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied und sonstige ehrenamtliche Tä-

tigkeiten für die Gemeinde Thuine wird grundsätzlich unent-
geltlich geleistet. Anspruch auf Aufwandsentschädigung, Aus-
lagenersatz, einschließlich der Aufwendungen für eine Kin-
derbetreuung sowie Erstattung von Verdienstausfall und den 
Pauschalstundensatz besteht – soweit gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist – nur im Rahmen dieser Satzung. 

 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für ei-

nen vollen Monat im Voraus gezahlt, auch dann, wenn der/die 
Empfänger(in) das Amt nur für einen Teil des Monats innehat. 
Führt der/die Empfänger(in) einer Aufwandsentschädigung 
seine/ihre Dienstgeschäfte ununterbrochen – den Erholungs-
urlaub nicht eingerechnet – länger als drei Monate nicht, so 
ermäßigt sich die Aufwandsentschädigung für die über drei 
Monate hinausgehende Zeit auf die Hälfte. Zum gleichen Zeit-
punkt erhält der/die die Geschäfte führende Vertreter(in) 75 % 
der Aufwandsentschädigung des/der zu Vertretenden. Ruht 
das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt. 
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§ 2 
Aufwandsentschädigung für Ratsmitglieder 

 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine monatliche Aufwandsent-

schädigung von 25 €. Sofern nachweislich Aufwendungen für 
eine Kinderbetreuung entstehen, erhöht sich die Aufwands-
entschädigung auf 30 €.    

 
(2) Die Aufwandsentschädigung tritt neben den Ersatz des Ver-

dienstausfalls und den Pauschalstundensatz; sie umfasst den 
Ersatz der notwendigen Auslagen einschließlich der Aufwen-
dungen für eine Kinderbetreuung mit Ausnahme der Reise-
kosten- und Fahrtkostenpauschale nach § 4 dieser Satzung. 

 
§ 3 

Zusätzliche Aufwandsentschädigung  
für den/die Bürgermeister(in) und seine(n)/ihre(n) Vertreter(in)  

und die Mitglieder des Verwaltungsausschusses 
 
(1) Neben der Aufwandsentschädigung aus § 2 dieser Satzung 

werden monatlich folgende zusätzliche Aufwandsentschädi-
gungen gezahlt: 

 
a) an den/die Bürgermeister(in) 500 € 
b) an die stellv. Bürgermeister(innen) 100 € 

 
 Sofern nachweislich Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 

entstehen, erhöht sich die Aufwandsentschädigung für  
 

a) den/die Bürgermeister(in) auf 505 € 
b) die stellv. Bürgermeister(innen) auf 105 € 

 
(2) Vereint ein Ratsmitglied mehrere der in Absatz 1 genannten 

Funktionen auf sich, so erhält es von den zusätzlichen Auf-
wandsentschädigungen nur die jeweils höchste. 

 
§ 4 

Reisekosten- und Fahrtkostenpauschale 
 
Bei einer auf Anordnung des Rates, des Verwaltungsausschusses 
der Gemeinde von einem Ratsmitglied oder einer sonstigen eh-
renamtlich tätigen Person außerhalb des Gemeindegebietes 
durchgeführten Dienstreise erhält diese Reisekosten und Fahrt-
kosten nach den Sätzen des Bundesreisekostengesetzes. Der/die 
Bürgermeister(in) erhält für die Fahrten mit einem privaten Kraft-
fahrzeug innerhalb des Landkreises Emsland als Fahrtkostener-
satz eine Pauschale von monatlich 50 €. Die Reise- und Fahrtkos-
ten für Fahrten der stv. Bürgermeister(innen) innerhalb des Land-
kreises Emsland sind mit der Aufwandsentschädigung aus § 3 
Abs. 1 dieser Satzung abgegolten. 
 

§ 5 
Verdienstausfall, Pauschalstundensatz 

 
(1) Die Mitglieder des Rates und ehrenamtlich tätige Personen 

erhalten Ersatz ihres Verdienstausfalles. Der Ersatz des Ver-
dienstausfalles wird für jede angefangene Stunde der regel-
mäßigen Arbeitszeit berechnet. 

 
(2) Unselbständig Tätigen wird auf Antrag der entstandene und 

nachgewiesene Verdienstausfall bis zur Höhe von 10 € je 
Stunde ersetzt (höchstens für 8 Stunden täglich). 

 
(3) Selbständig Tätigen wird auf Antrag eine Verdienstausfallpau-

schale je Stunde gewährt, die im Einzelfall auf der Grundlage 
des glaubhaft gemachten Einkommens berechnet wird. Der 
Höchstbetrag wird auf 10 € je Stunde (bis zu 8 Stunden je Tag) 
festgesetzt. 

 
(4) Wer ausschließlich einen Haushalt führt und keinen Ver-

dienstausfall geltend macht, hat Anspruch auf Zahlung eines 
Pauschalstundensatzes in Höhe des durchschnittlich gezahl-
ten Ersatzes des Verdienstausfalles. Der Pauschalstunden-
satz wird auf Antrag je Stunde (bis zu 8 Stunden je Tag) ge-
währt. 

 

(5) Personen, die keine Ersatzansprüche nach Absatz 2 und 3 
geltend machen können, denen aber im beruflichen Bereich 
ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachho-
len versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfs-
kraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag einen 
Pauschalstundensatz in Höhe von 10 € (höchstens für 8 Stun-
den täglich). 

 
§ 6 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über Aufwands- und Verdienst-

ausfallentschädigung für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tä-
tige Personen in der Gemeinde Thuine vom 01.02.2012 außer 
Kraft. 

 
 Thuine, 08.02.2017 
 

GEMEINDE THUINE 
 
K. H. Gebbe 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
119 Verordnung über den Mindestabstand von 

Spielhallen in der Gemeinde Twist 
 
Aufgrund des § 25 Absatz 1 Staatsvertrag zum Glücksspiel- 
wesen in Deutschland (Glücksspielstaatsvertrag – GlüStV) vom 
15.12.2011, § 10 Absatz 2 des Niedersächsischen Glücksspielge-
setzes (NGlüSpG) vom 17. Dezember 2007 (Nds. GVBl. S. 756), 
zuletzt geändert am 15.12.2016 (Nds. GVBl. S. 301) i. V. m. § 10 
Absatz 2 – 4 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert am 
26.10.2016 (Nds. GVBl. S. 226), hat der Rat der Gemeinde Twist 
in seiner Sitzung am 23. Februar 2017 folgende Verordnung be-
schlossen: 
 

§ 1 
Sachlicher Geltungsbereich 

 

Der sachliche Geltungsbereich dieser Verordnung umfasst Spiel-
hallen und ähnliche Unternehmen im Sinne des § 33 Absatz 1 Ge-
werbeordnung in der Fassung vom 22.02.1999 (BGBl. I, S. 202) 
zuletzt geändert am 11.11.2016 (BGBl. I, S. 2500). 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 

Der räumliche Geltungsbereich dieser Verordnung umfasst das 
Gebiet der Gemeinde Twist.  
 

§ 3 
Abstandsgebot 

 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs ist ein Abstand zwi-
schen zwei Spielhallen von mindestens 500 Metern Luftlinie ein-
zuhalten. Maßgeblich ist die kürzeste Verbindung (Luftlinie) zwi-
schen den Spielhallen. Das Abstandsgebot findet Berücksichti-
gung im Rahmen des baurechtlichen Genehmigungsverfahrens.  
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündigung in Kraft. 
 

 Twist, 23.02.2017 
 

GEMEINDE TWIST 
 

Schmitz 
Bürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
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120 Bekanntmachung der Samtgemeinde Werl-
te; A 31. Flächennutzungsplanänderung  
– Gemeinde Vrees (Gewerbegebiet Lehm-
kuhlen III) –  

 
Der Landkreis Emsland, Meppen, hat mit Verfügung vom 
23.02.2017, Az.: 65-610-531-01/A 31, die vom Rat der Samtge-
meinde Werlte am 27.09.2016 beschlossene A 31. Änderung des 
Flächennutzungsplanes – Gemeinde Vrees – gemäß § 6 Bauge-
setzbuch (BauGB) genehmigt. 
 
Der Geltungsbereich dieser Flächennutzungsplanänderung ist in 
dem nachstehenden Übersichtsplan dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit dieser Bekanntmachung ist die A 31. Flächennutzungsplanän-
derung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wirksam geworden. 
 
Die A 31. Flächennutzungsplanänderung nebst Begründung, Um-
weltbericht und Anlagen liegt ab sofort unbefristet während der 
Dienststunden im Rathaus der Samtgemeinde Werlte, Zimmer 14, 
Marktstr. 1, 49757 Werlte, zu jedermanns Einsichtnahme öffent-
lich aus. 
 
Eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten gem. § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 BauGB mit Ausnahme 
der Vorschriften über die Genehmigung und Bekanntmachung so-
wie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs sind gem. § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Samtgemeinde Werlte unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. 
 
 Werlte, 06.03.2017 
 
SAMTGEMEINDE WERLTE 
Der Samtgemeindebürgermeister 
 

-------------------------------------------------- 
 
 
 
 
 
 
 

121 1. Haushaltssatzung; Haushaltssatzung 
und Bekanntmachung der Haushaltssat-
zung der Gemeinde Werpeloh für das Haus-
haltsjahr 2017   

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Werpeloh in der Sitzung 
am 08.02.2017 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird 
 
1.  im Ergebnishaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1  der ordentlichen Erträge auf  1.104.200,00 € 
1.2  der ordentlichen Aufwendungen auf 1.129.300,00 € 
 
1.3  der außerordentlichen Erträge auf 0,00 € 
1.4  der außerordentlichen Aufwendungen  
 auf  0,00 € 
 
2.  im Finanzhaushalt  
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1  der Einzahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 1.047.000,00 € 
2.2  der Auszahlungen aus laufender  
 Verwaltungstätigkeit 1.043.200,00 € 
 
2.3  der Einzahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 254.000,00 € 
2.4  der Auszahlungen für Investitions- 
 tätigkeit 910.100,00 € 
 
2.5  der Einzahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 500.000,00 € 
 
2.6  der Auszahlungen für Finanzierungs- 
 tätigkeit 20.000,00 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

–  der Einzahlungen des Finanzhaus- 
 haltes 1.801.000,00 € 
–  der Auszahlungen des Finanzhaus- 
 haltes 1.973.300,00 € 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 500.000 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
  

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2017 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 174.500 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2017 wie folgt festgesetzt: 
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1.  Grundsteuer 
 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen  
 Betriebe (Grundsteuer A)   315 v. H. 

1.2  für die Grundstücke  
 (Grundsteuer B)   315 v. H. 

 
2.  Gewerbesteuer   315 v. H. 

 
 Werpeloh, 08.02.2017 
 

GEMEINDE WERPELOH 
 
Marsmann 
Gemeindedirektor 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017 
wird  hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die gemäß § 120 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) hinsichtlich des § 2 erforderliche 
Genehmigung ist durch den Landkreis Emsland am 20.02.2017 
unter dem Aktenzeichen 20-202-15-2/10 erteilt worden.   
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114  Abs. 2 NKomVG in der Zeit 
vom 16.03.2017 bis zum 24.03.2017 in der Gemeinde Werpeloh, 
49751 Werpeloh, Am Brink 6, und im Rathaus der Samtgemeinde 
Sögel, Zimmer 37, zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
 Werpeloh, 02.03.2017 
 
GEMEINDE WERPELOH 
Der Gemeindedirektor 
 

-------------------------------------------------- 
 
 

C. Sonstige Bekanntmachungen 
 
122 Bekanntmachung des Amtes für regio- 

nale Landesentwicklung Weser-Ems – Ge-
schäftsstelle Meppen –; Flurbereinigung 
Lingen-Nord, Landkreis Emsland 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
Flurbereinigung Lingen-Nord 

Landkreis Emsland 
 

5. Anordnung 
 
In dem Flurbereinigungsverfahren Lingen-Nord, Landkreis Ems-
land, wird aufgrund des § 8 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz 
(FlurbG) in der zurzeit gültigen Fassung, das durch Beschluss des 
Amtes für Agrarstruktur Meppen vom 22.11.2004 und durch die  
4. Anordnung vom 26.01.2017 festgesetzte Flurbereinigungsge-
biet wie folgt geändert: 
 
Folgendes Flurstück wird zum Verfahren Lingen-Nord zugezogen: 
 
Stadt Lingen 
Gemarkung Biene Flur 5   Flurstück 9 
 
Aufgrund der vorstehenden Flurstückszuziehung vergrößert sich 
das Flurbereinigungsgebiet insgesamt von bisher 2.011,3875 ha 
um 0,7394 ha auf nunmehr 2.012,1269 ha. 
 
Die durch diese Anordnung bedingte Änderung der Verfahrens-
grenze, ist auf der hierzu gehörenden Gebietskarte gekennzeich-
net. 
 

Begründung: 
 
Gemäß § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) kann 
die Flurbereinigungsbehörde geringfügige Änderungen des Flur-
bereinigungsgebietes anordnen, wenn sie dies für erforderlich er-
achtet und das Interesse der Beteiligten für gegeben hält. 
 
Diese Anordnung erfolgt von Amts wegen aus verfahrenstechni-
schen Gründen. Sie erfolgt im Einvernehmen mit den Grund-
stückseigentümern. 
 
Zeitweise Einschränkungen des Eigentums 
 
1. Gemäß § 34 FlurbG gelten von der Bekanntgabe des Flurbe-

reinigungsbeschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbe-
reinigungsplanes für die neu zugezogenen Flurstücke fol-
gende Einschränkungen: 

 
a. In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustim-

mung der Flurbereinigungsbehörde nur Änderungen vor-
genommen werden, die zum ordnungsgemäßen Wirt-
schaftsbetrieb gehören. 

b. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterras-
sen und ähnliche Anlagen dürfen nur mit Zustimmung der 
Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, wesentlich 
verändert oder beseitigt werden. 

c. Obstbäume, Beerensträucher, einzelne Bäume, Hecken, 
Feld- und Ufergehölze dürfen nur in Ausnahmefällen mit 
Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde beseitigt wer-
den. 

 
2. Sind entgegen Nr. 1 a. und b. ohne Zustimmung Änderungen 

vorgenommen worden oder Anlagen hergestellt oder beseitigt 
worden, so können sie im Flurbereinigungsverfahren unbe-
rücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann den 
früheren Zustand gemäß § 137 FlurbG wieder herstellen las-
sen, wenn dies der Flurbereinigung dienlich ist. 

 
3. Sind Eingriffe entgegen der Nr. 1 c. vorgenommen worden, so 

muss die Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anord-
nen. 

 
4. Zuwiderhandlungen können gemäß § 154 FlurbG als Ord-

nungswidrigkeit mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 
Diese Beschränkungen unterliegen nicht der Anfechtbarkeit, da es 
sich um gesetzliche Vorschriften handelt. 
 
Aufforderung zur Anmeldung von unbekannten Rechten 
 
Gemäß § 14 FlurbG sind Rechte und Pflichten, die aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbe-
reinigungsverfahren berechtigen können, beim Amt für regionale 
Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Meppen, Hase-
brinkstraße 8, 49716 Meppen, anzumelden. Für alle Betroffenen, 
die an den durch Anordnungen der Flurbereinigungsbehörde 
nachträglich zum Flurbereinigungsgebiet zugezogenen Flächen 
Rechte oder Pflichten haben, wird hiermit Gelegenheit gegeben, 
diese innerhalb von 3 Monaten beim Amt für regionale Landesent-
wicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Meppen, anzumelden. Ins-
besondere kommen in Betracht: 
 
a. Rechte der Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit 

dem Flurbereinigungsgebiet räumlich zusammenhängt und 
dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird, 

b. Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden 
Grundstücken oder persönliche Rechte, die zum Besitz oder 
zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die Nut-
zung beschränken (z. B. Pacht-, Miet- u. ä. Rechte), 

c. die Verpflichtung zum Unterhalt von Anlagen nach § 45  
Abs. 1 Satz 1 des FlurbG, d. h. Anlagen, die dem öffentlichen 
Verkehr, dem Hochwasserschutz, der öffentlichen Wasser- 
und Energieversorgung sowie der Abwasserverwertung oder 
-beseitigung dienen,  
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d. Eigentumsrechte an den unter c. genannten Anlagen, 
e. Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden 

Grundstücke, insbesondere Hutungsrechte oder andere 
Dienstbarkeiten, wie Wasserleitungsrechte, außerdem We-
ge-, Wasser- oder Fischereirechte, die vor dem 01.01.1900 
begründet worden sind und deshalb der Eintragung in das 
Grundbuch bedurften, 

f. Rechte an den unter e. bezeichneten Rechten, 
g. Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch  

oder das Liegenschaftskataster übernommen worden sind. 
 
Werden Rechte nach Ablauf der Frist von 3 Monaten angemeldet, 
so kann das Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, 
Geschäftsstelle Meppen, die bisherigen Verhandlungen und Fest-
setzungen gemäß § 14 Abs. 2 und 3 FlurbG gelten lassen. Der 
Inhaber von Rechten gemäß § 14 Abs. 1 FlurbG muss die Wirkung 
eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufs ebenso ge-
gen sich gelten lassen, wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist 
durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf Gesetz 
worden ist (§ 14 Abs. 3 FlurbG). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Anordnung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch beim Amt für regionale Landesentwick-
lung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Olden-
burg, sowie bei der Geschäftsstelle Meppen des ArL Weser-Ems, 
Hasebrinkstraße 8, 49716 Meppen, schriftlich oder zur Nieder-
schrift erhoben werden.  
 
 Meppen, 07.03.2017 
 
AMT FÜR REGIONALE LANDES- 
ENTWICKLUNG WESER-EMS 
– GESCHÄFTSSTELLE MEPPEN – 
Im Auftrag 
Öllering 
 
1 Anlage zur Bekanntmachung des Amtes für regionale 
Landesentwicklung Weser-Ems – Geschäftsstelle Meppen –; 
Flurbereinigung Lingen-Nord, Landkreis Emsland 
 
– Siehe Karte auf Seite 99 
 

-------------------------------------------------- 
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Anlage 1 zur Bekanntmachung des Amtes für regionale Landesentwicklung Weser-Ems – Geschäftsstelle Meppen –; Flurbereini-
gung Lingen-Nord, Landkreis Emsland (Lfd. Nr.: 122, Seite 97) 
 
 


